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1 Einleitung 

Unternehmensdelinquenz wird mit großer medialer Aufmerksamkeit beobachtet, einher-

gehend mit einer „verstärkten sozialen Ächtung kriminellen Verhaltens von und gegen 

Unternehmen“1. Ein wesentlicher Anlass dafür ist in „Skandalen“ wie der Dieselaffäre zu 

sehen, deren Aufarbeitung gegenwärtig keineswegs abgeschlossen ist. Gegen VW 

wurde im Jahr 2018 „eine der höchsten Geldbußen, die jemals in der Bundesrepublik 

Deutschland einem Unternehmen auferlegt worden ist“2, verhängt – „ein Bußgeld in 

Höhe von einer Milliarde Euro“3, das im Vergleich zu den Gesamtkosten von mehr als 

30 Milliarden Euro4, die der Abgasskandal den Konzern bislang gekostet hat, überschau-

bar wirkt. Mit der Berichterstattung ist die Frage verbunden, ob juristische Personen gra-

vierenderen Sanktionen unterworfen werden sollten als es das geltende Recht vorsieht. 

Weder die Praxisrelevanz des Themas noch viele der Streitpunkte sind neu, die ernst-

haften Bemühungen um eine praktische Umsetzung sind es dagegen durchaus.  

Ausgangspunkt der vorliegenden Bachelorarbeit ist es, den status quo zur Sanktionie-

rung von Unternehmen zu untersuchen. Den ersten Teil der Arbeit bildet ein Einstieg in 

die Thematik, um zu beleuchten, was sich hinter dem Schlagwort der Wirtschaftsdelin-

quenz verbirgt und welche Bedeutung ihr zuzumessen ist. In einem weiteren Schritt folgt 

die Darstellung der bisherigen Sanktionsmöglichkeiten, denn Unternehmen können be-

reits jetzt „in fühlbarem Umfang zur Rechenschaft gezogen werden.“5 Hierbei liegt der 

Schwerpunkt auf den Regelungen des Ordnungswidrigkeitenrechtes mit der Verbands-

geldbuße gem. § 30 OWiG im Zentrum. Ob diese Instrumente den Anforderungen der 

heutigen Bedürfnisse genügen und welche Schwierigkeiten sich bei dem Versuch erge-

ben, mit strafrechtlichen Mitteln gegen juristische Personen vorzugehen, ist Gegenstand 

eines langjährigen und immer wieder aufgeworfenen Streits um die Einführung ver-

schärfter Regelungen bzw. eines Unternehmensstrafrechts in Deutschland. Da kriminal-

politische Diskussionen nicht losgelöst von ihrem Kontext stattfinden, ist es ein Anliegen 

der Arbeit, die Entwicklung der Reformbewegungen in ihre gesellschaftlichen Rahmen-

bedingungen einzubetten. Zu diesem Zweck werden neben juristischen vereinzelt auch 

sozialwissenschaftliche Argumente einbezogen. Im Anschluss wird der im August 2019 

durch das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz vorgelegte Referen-

tenentwurf für ein Verbandssanktionengesetz vorgestellt. Dabei werden Reaktionen und 

 
1 BKA, Compliance-Systeme und ihre Auswirkungen auf die Verfolgung und Verhütung von Straftaten der 
Wirtschaftskriminalität und Korruption, 2015, S. 1. 
2 Staatsanwaltschaft Braunschweig, Pressemitteilung vom 13.06.2018, https://staatsanwaltschaft-braun-
schweig.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/vw-muss-bugeld-zahlen-174880.html, 
04.03.2020. 
3 Ebd. 
4 Vgl. Reiche, Manager Magazin 2020. 
5 Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, ICC 2018/19, S. 39. 
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wesentliche Kritikpunkte erfasst und mögliche Auswirkungen auf Unternehmen einbezo-

gen. Abschließend folgen eine Zusammenfassung der Ergebnisse und ein Blick auf die 

aktuellen Entwicklungen. 

Auf diese Weise sollen nicht nur die für die Unternehmenssanktionierung geltenden 

Rechtsgrundlagen sowie die Hintergründe der zu erwartenden gesetzlichen Verände-

rungen nachvollzogen und erklärt werden. In der Auseinandersetzung mit dem Geset-

zesentwurf soll auch verdeutlicht werden, dass er auf jahrelanger Vorarbeit durch Prak-

tiker und Theoretiker basiert. Der Dialog wäre auch im Falle des Erlasses des Verbands-

sanktionengesetzes fortzuführen, da sich weitere Herausforderungen und dogmatische 

wie praktische Anschlussfragen ergeben. 

Der Umfang einer Bachelorarbeit ist Einschränkungen unterworfen, weshalb verschie-

dene Aspekte weitgehend ausgeklammert werden. Dazu gehören grundsätzlich Normen 

des Strafgesetzbuches sowie Sondervorschriften in zahlreichen weiteren Gesetzen. 

Auch das Feld der vielfältigen alternativen Regelungsvorschläge und Modelle, die in der 

Vergangenheit unterbreitet und vielfältig diskutiert wurden, aber nicht mit dem aktuellen 

Referentenentwurf zusammenhängen, ist nicht Gegenstand der Arbeit. Auf Probleme 

des Prozessrechts wird möglichst nicht eingegangen. Obgleich der Schwerpunkt auf 

dem Ordnungswidrigkeitenrecht liegt, ist bei der Betrachtung von Unternehmensdelin-

quenz die strikte Trennung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten vielfach kaum mög-

lich. Auch für die Problematik der Schuldfähigkeit von Unternehmen muss auf straftheo-

retische Argumente zurückgegriffen werden. Dieses Vorgehen wird von der Annahme 

gestützt, dass sich letztlich „sogenannte ‚Straftaten‘ von sogenannten ‚Ordnungswidrig-

keiten‘ – insbesondere im Wirtschaftsstrafrecht“6 kaum noch unterscheiden. Ob es um 

eine Verschärfung des Ordnungswidrigkeitenrechts oder um die Einführung einer genu-

inen Verbandsstrafe geht – es sind Aspekte derselben Debatte. Anders als durch die 

Auseinandersetzung mit diesen Argumenten wird die Entstehung und Struktur des zu 

diskutierenden Referentenentwurfs nicht verständlich. 

  

 
6 Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne Strafrecht?, 2013, Rn. 368, vgl. auch 2.1.2. 
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2 Phänomen Wirtschaftsdelinquenz 

Wirtschaftsdelinquenz und Wirtschaftskriminalität wird ein sehr hohes „Risikopotential“7 

bescheinigt. Um eine Annäherung an das Thema zu erreichen, soll diese Einschätzung 

mit Daten untersetzt und überprüft werden. 

2.1 Begriffliche Grundlagen 

Bei der Beschäftigung mit der Thematik fallen unterschiedliche Bezeichnungen für die 

Rechtsadressaten auf. Auch hinsichtlich der verwendeten Begriffe zur Kategorisierung 

der staatlichen Rechtseingriffe sowie zum Inhalt des Schlagwortes Wirtschaftskriminali-

tät herrscht Uneinheitlichkeit.  

2.1.1 Rechtsadressaten 

Schon eine allgemeine Definition des Begriffes Unternehmen existiert nicht. Von 

verschiedenen Fachrichtungen wird das Unternehmen in verschiedenen Kontexten 

unterschiedlich definiert und ausgelegt. Nicht einmal innerhalb der Rechtswissenschaft 

ist es gelungen, einen „für unser ganzes Recht gültigen Unternehmensbegriff“8 

auszubilden. Bereits aus rechtlicher Perspektive kann die Frage etwa unter arbeits-, 

aktien-, wirtschafts-, europa-, straf- und steuerrechtlichen Aspekten relevant werden. 

Unternehmen sind weiterhin nicht nur juristische Person, sondern in anderer 

Betrachtungsweise auch soziales Phänomen.9 Zudem werden weitere Bezeichnungen 

wie Verband, Unternehmensträger, Organisation, Kollektiv und Betrieb teilweise 

„nebeneinander oder synonym“10 verwendet, wobei „selten Abgrenzungen“11 erkennbar 

sind, teilweise werden sie unterschieden. Dieses „begriffliche Nebeneinander“ wird 

mitunter problematisiert12, mitunter – jedenfalls im europäischen Zusammenhang – für 

„unschädlich“13 gehalten. In erster Linie bleibt Unternehmen ein betriebswirtschaftlicher 

Begriff, unter dem „eine planmäßige und meist auch räumlich zusammengefasste 

Einheit mehrerer Personen und Sachmittel zur Erreichung des auf eine gewisse Dauer 

gerichteten Zwecks, Güter oder Leistungen materieller oder immaterieller Art 

hervorzubringen oder zur Verfügung zu stellen“14, verstanden werden kann. Ein 

Unternehmen kann dabei mehrere Betriebe umfassen. Die juristische Person dagegen 

ist „ihrerseits Träger des Unternehmens“15. 

 
7 Pieth, KJ 2014, S. 282. 
8 Eidam/Eidam Kap. 2 Rn. 11. 
9 Vgl. Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne Strafrecht?, 2013, Rn. 13.  
10 Ebd., Rn. 8. 
11 Ebd. 
12 Vgl. ebd., Rn. 8 ff. 
13 Thorhauer, Jurisdiktionskonflikte im Rahmen transnationaler Kriminalität, 2019, S. 266. 
14 Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne Strafrecht?, 2013, Rn. 18. 
15 Mulch, Strafe und andere staatliche Maßnahmen gegenüber juristischen Personen, 2017, S. 16. 
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Verbände, die Anknüpfungspunkt unter anderem des geplanten 

Verbandssanktionengesetzes sind, werden als Zusammenschlüsse von natürlichen oder 

juristischen Personen bzw. Vereinigungen zur Förderung gemeinsamer Interessen vor 

allem wirtschaftlicher, sozialer, kultureller oder politischer Art definiert.16 Im Folgenden 

wird von den Begrifflichkeiten des Ordnungswidrigkeitenrechtes sowie von denjenigen, 

die der Referentenentwurf zugrundelegt, ausgegangen, wenn die entsprechenden 

Normen besprochen werden. Da Unternehmen erkennbar im Mittelpunkt des Interesses 

stehen, wird insbesondere auch auf diesen Begriff zurückgegriffen.  

2.1.2 Sanktionen 

Allgemein wird im Recht unter einer Sanktion eine mit einer rechtlichen Regelung ver-

bundene Rechtsfolge verstanden, „die jener zur effektiven Geltung verhelfen soll.“17 Die 

strafrechtliche Sanktion ist „durch die primäre Rechtsfolge des Schuldspruchs und die 

sekundäre des Strafausspruchs“18 gekennzeichnet. Für Sanktionen im Ordnungswidrig-

keitenrecht ist dagegen kennzeichnend, dass zwar auch sie eine Reaktion auf ein be-

stimmtes Verhalten darstellen, sich aber durch „deren Missbilligungscharakter“19 von der 

strafrechtlichen Sanktion unterscheiden. Sie haben den „Charakter einer sozialethisch 

neutralen nachträglichen Pflichtenmahnung“20. Für Straftaten wie für Ordnungswidrigkei-

ten gilt jedoch das „Kriterium der rechtlichen Vorwerfbarkeit […], da beide in ihren sank-

tionierenden Rechtsfolgen ein rechtliches Unwerturteil enthalten“21.  

Die Abgrenzung kann Schwierigkeiten bereiten. Es ist eher von graduellen 

Unterschieden auszugehen als von grundsätzlich verschiedenen Handlungen.22 

Allgemein „kann bei der Geldbuße im Vergleich zur Kriminalstrafe nicht von einem aliud 

gesprochen, sondern nur eine quantitative Abgrenzung vorgenommen werden.“23 Auch 

Hoven/Kubiciel verneinen, dass „durchweg substanzielle Unterschiede“24 bestehen – bei 

Straftatbeständen wie § 298 StGB sei „die Straffolge […] kaum stärker sozialethisch 

eingefärbt als die für einen Verstoß gegen § 1 GWB verhängte Geldbuße. Umgekehrt 

sind nicht alle Normen des Ordnungswidrigkeitenrechts sozialethisch belanglos“25. 

 
16 Vgl. Creifelds/Weber 2011, Stichwort „Verbände“. 
17 Creifelds/Weber 2011, Stichwort „Sanktion“. Informelle Sanktionen sind hier im Grunde ausgeklammert. 
18 Mulch, Strafe und andere staatliche Maßnahmen gegenüber juristischen Personen, 2017, S. 17. 
19 Ebd. 
20 Ebd., S. 83. 
21 Ebd., S. 85. 
22 Schmitt-Leonardy verweist exemplarisch mit dem Hinweis auf wohl vergleichbare Gefährlichkeit auf § 327 
StGB einerseits und § 62 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG, vgl. Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne 
Strafrecht?, 2013, Fn. 283, S. 254. 
23 Mulch, Strafe und andere staatliche Maßnahmen gegenüber juristischen Personen, 2017, S. 87 m. w. N. 
24 Hoven/Kubiciel, Stgn. 17/89 Landtag NRW, 2017, S. 6. 
25 Ebd. 
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2.1.3 Wirtschaftskriminalität und Wirtschaftsdelinquenz 

Auch der Begriff Wirtschaftskriminalität wird ausgehend von der Grundfrage, „welche 

Delikte zur Wirtschaftskriminalität gezählt werden sollen“26 und abhängig von der 

Zielstellung unterschiedlich definiert. Er wird teilweise deckungsgleich mit 

Unternehmenskriminalität verwendet, was jedoch auch kritisch gesehen wird: Der 

Gleichstellung sei „entgegenzuhalten, dass auch individuelle und nur auf den eigenen 

Vorteil bezogene Handlungen vorstellbar sind, die gleichwohl zur Wirtschaftskriminalität 

zu zählen sind“27, etwa das Scalping. Insgesamt trägt die „teilweise ungeklärte 

begriffliche und theoretische Dimension“28 zu den Schwierigkeiten der Erfassung des 

Themas bei. Die klassische, aber sehr weite Definition des Kriminalsoziologen Edwin H. 

Sutherland, der den Terminus „white collar crime“ prägte, versteht unter 

Wirtschaftskriminalität „a crime committed by a person of respectability and high social 

status on the course of his occupation.“29 Für Abgrenzungszwecke „muss dieser Ansatz 

[…] versagen, weil er allenfalls geeignet wäre, ein Täterstrafrecht zu beschreiben“30, 

während das deutsche Strafrecht als Tatstrafrecht ausgestaltet ist. Nach dem 

strafrechtlichen Verbrechensbegriff31 kann unter Wirtschaftskriminalität „das sozial 

schädliche Verhalten im Wirtschaftsleben […], soweit dieses mit Strafe bedroht ist“32, 

verstanden werden. Dann würden mit Geldbuße belegte Ordnungswidrigkeiten 

allerdings nicht erfasst, was angesichts von „mittlerweile erheblich[n] 

Bußgelddrohungen“33 unangemessen erscheint. Mitunter wird ein Missbrauch von 

Vertrauen als Kriterium ergänzt.34  

Achenbach schlägt eine Dreiteilung35 vor, nach der Wirtschaftsdevianz „die Gesamtheit 

aller Verhaltensweisen erfasst […], die von den für wirtschaftliches Verhalten geltenden 

oder doch postulierten Verhaltensnormen abweichen, unabhängig davon, ob diese 

Abweichung in Rechtsnormen einer ahndenden Sanktionierung unterworfen wird oder 

nicht.“ Enger zu fassen ist dann die Wirtschaftsdelinquenz, die „Gesamtheit der vom 

geltenden Recht mit Strafe oder Geldbuße bedrohten Formen der Wirtschaftsdevianz“. 

 
26 Schwind, Kriminologie, 2016, § 21, Rn. 13. 
27 Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne Strafrecht?, 2013, Rn. 120. 
28 Ebd., Rn. 97. 
29 Edwin H. Sutherland 1939 vor der American Sociological Association, vgl. Encyclopedia Britannica, Artikel 
„Corporate Crime“, Abschnitt „The Concept of Corporate Crime“, https://www.britannica.com/topic/corpo-
rate-crime, 06.03.2020. 
30 Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 21. 
31 Schwind unterscheidet den formellen strafrechtlichen Kriminalitätsbegriff, dem „Handlungen mit strafrecht-
lichen Rechtsfolgen“ unterfallen, den natürlichen als einen „zeit- und raumunabhängigen“ Kriminalitätsbegriff 
sowie den materiellen soziologischen Kriminalitätsbegriff, der an Devianz anknüpft; Schwind, Kriminologie, 
2016, § 1, Rn. 2, 6, 9. 
32 Schwind, Kriminologie, 2016, § 21, Rn. 1. 
33 Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 18. 
34 Etwa bei Zirpins/Terstegen, vgl. Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 22 m. w. 
N. und Schwind, Kriminologie, 2016, § 21, Rn. 17. 
35 Im Folgenden: Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 19. 
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Der engste Begriff wäre nach diesem Modell schließlich die Wirtschaftskriminalität, die 

„Gesamtheit der vom geltenden Recht mit der spezifischen Rechtsfolge der Strafe 

bedrohten Verstöße gegen wirtschaftliche Verhaltensnormen, wie sie sich empirisch 

erfassbar darstellen.“ 

Vorschriften, die Tatbestände als Straftaten oder als Ordnungswidrigkeiten ahnden, 

finden sich naheliegend im Strafgesetzbuch und im Ordnungswidrigkeitengesetz, aber 

auch in zahlreichen weiteren Gesetzen und Verordnungen. Durch den Gesetzgeber 

wurde bisher keine Legaldefinition von Wirtschaftskriminalität bereitgestellt, aber mit 

§ 74c Abs. 1 GVG gibt es einen Straftatenkatalog, auf den zurückgegriffen werden kann. 

Es handelt sich dabei allerdings um eine bloße „Kompetenzzuweisung“36 über die 

Zuständigkeit der Wirtschaftskammer. Die Straftatbestände sind überwiegend 

Wirtschaftsdelikte, darunter Kreditbetrug, Straftaten nach den Gesetzen über das 

Bankwesen oder dem Außenwirtschaftsgesetz, aber auch allgemeine Straftaten, soweit 

zur Beurteilung des Falles besondere Kenntnisse des Wirtschaftslebens erforderlich 

sind, § 74c Abs. 1 Nr. 6 GVG. Diese pragmatische Herangehensweise jedoch ist „nicht 

ernstlich geeignet, der theoretischen Klärung […] zu dienen“37. Was inhaltlich mit dem 

Wirtschaftlichen gemeint sein soll, wird weiterhin diskutiert. Achenbach schlägt ein 

Cluster-Modell vor, das auf mehreren Kriterien basiert, darunter Pflichtverletzungen der 

Wirtschaftssubjekte, wirtschaftsbezogene Phänomenologie, Umwelt- und 

Verbraucherschutz und Arbeitsstrafrecht.38 Schmitt-Leonardy versteht unter 

Wirtschaftskriminalität „strafwürdige, sozialschädliche Verhaltensweisen […], die von 

Personen in besonderen – nämlich gesellschaftlich gebotenes Vertrauen 

voraussetzenden – Positionen heraus begangen werden und dabei in einem 

funktionalen Zusammenhang zum Wirtschaftssystem stehen.“39 

Diese Arbeit orientiert sich mit Achenbach an dem Begriff der Unternehmensdelinquenz, 

da ein Schwerpunkt in der Betrachtung der Ordnungswidrigkeiten liegen soll. 

2.2 Empirische Grundlagen 

Staatliche und nicht-staatliche Studien können herangezogen werden, um einen Ein-

druck von der praktischen Bedeutung der Wirtschaftskriminalität zu erhalten. Zu den 

staatlichen Studien gehören die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) und Studien des 

Bundeskriminalamtes ebenso wie die jährlich auf Grundlage der PKS herausgegebene-

nen „Bundeslagebilder zur Wirtschaftskriminalität“. Der „Periodische Sicherheitsbericht“ 

wurde nur in den Jahren 2001 und 2006 veröffentlicht, bietet allerdings dennoch einen 

 
36 Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne Strafrecht?, 2013, Rn. 117. 
37 Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 17.  
38 Vgl. ebd., S. 25 ff. 
39 Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne Strafrecht?, 2013, Rn. 121. 
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lesenswerten Einblick in das Thema. Die PKS erfasst Wirtschaftskriminalität nur unvoll-

ständig; sie ist „als Planungs- und Informationsinstrument für den Gesetzgeber nur be-

dingt geeignet.“40 Die Daten sind zum Beispiel durch die Möglichkeit der Mehrfachzuwei-

sung41 verzerrt und somit „wenig ergiebig“42. Als Grund dafür führt Schwind unter ande-

rem an, dass Wirtschaftsstraftaten nicht gezählt werden, wenn sie ohne polizeiliche Be-

teiligung verfolgt wurden, etwa unmittelbar von den Finanzbehörden.43 Auch Ordnungs-

widrigkeiten werden nicht erfasst. Die Defizite sind den Erstellern der Studien bewusst.44 

Unter Berücksichtigung dieser Vorbehalte stehen die folgenden Daten45, die dennoch 

die „erheblichen finanziellen Ausmaße der Wirtschaftskriminalität“46 verdeutlichen, da in 

Anbetracht der Delikte, die gar nicht in der Statistik erfasst werden, von tatsächlich hö-

heren Zahlen ausgegangen werden kann. 2018 wurden insgesamt 50.550 Fälle von 

Wirtschaftskriminalität registriert.47 Dies entspricht einem Anteil von 0,9 Prozent an allen 

polizeilich bekannt gewordenen Straftaten. Bemerkenswert ist ein Rückgang der Anzahl 

der Tatverdächtigen – dieser Trend besteht bereits seit fünf Jahren. Die Aufklärungs-

quote liegt mit 90,9 Prozent auf hohem Niveau. Hier ist zu berücksichtigen, dass die 

Studie sich nur auf das Hellfeld der Wirtschaftskriminalität bezieht. Die Gesamtscha-

denssumme in Höhe von 3,356 Mrd. Euro entspricht einem Anteil von 46,0 Prozent an 

dem in der PKS ausgewiesenen Gesamtschaden. Die Zahl sinkt, während der Schaden 

pro Fall steigt; auch diese Tendenz wird seit mehreren Jahren beobachtet, was den Ein-

fluss von Einmaleffekten verringert. Bedeutende Deliktsarten sind Betrug sowie Anlage- 

und Finanzierungsdelikte. Bei den Insolvenzdelikten ist ein starker Schadensanstieg zu 

verzeichnen.48 Die zunehmende Bedeutung der digitalen Welt und des Internets als Tat-

mittel überrascht nicht. Nichtstaatliche Studien werden von Unternehmensberatungen 

oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften wie KPMG und PwC vorgelegt. Teilweise liegt 

der Fokus auf Unternehmen als Opfer von Wirtschaftskriminalität49, während ihre Täter-

stellung – die vorliegend hauptsächlich interessierende Perspektive – nicht in den Blick 

genommen wird. Die Aussagekraft für die Zwecke dieser Arbeit ist daher beschränkt. 

 
40 2. PSB 2006, S. 221. 
41 BKA Bundeslagebild 2018, Vorbemerkung. 
42 Schwind, Kriminologie, 2016, § 21, Rn. 39.  
43 Ebd. 
44 „Die polizeilichen Daten können das tatsächliche Ausmaß der Wirtschaftskriminalität nur eingeschränkt 
wiedergeben“, BKA Bundeslagebild 2018, Vorbemerkung. 
45 Vgl. ebd., S. 3-6. 
46 Ebd., S. 5. 
47 Die rückläufige Zahl gegenüber dem Vorjahr ist auf ein im Jahr 2017 abgeschlossenes Umfangverfahren 
in Sachsen zurückzuführen, vgl. ebd., S. 3.  
48 Weitere beachtenswerte Entwicklungen: Der Deliktsbereich des Anlagebetrugs unterliegt dem Wandel hin 
zu Angeboten über das Internet und Social Media im Zusammenhang mit Differenzkontrakten, Betrug bei 
Investitionen in virtuelle bzw. Kryptowährungen sowie Leistungsbetrug durch Unionsbürger, vgl. ebd., S. 13-
20. 
49 Vgl. Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne Strafrecht?, 2013, Rn. 45. 
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Aus besagter Opferperspektive ist etwa jedes dritte Unternehmen von Wirtschaftskrimi-

nalität betroffen.50 

Zwar wird kritisiert, dass die staatlichen ebensowenig wie die privaten Studien „genera-

lisierbare Aussagen über die Wirtschaftskriminalität treffen“51 können. Es ist nur eine 

Schätzung, dass 80 Prozent der Fälle schwerer Wirtschaftskriminalität aus Unternehmen 

heraus begangen werden.52 Einige Charakteristika werden dennoch deutlich. Aus den 

Schadensschätzungen wird die Aussage abgeleitet, dass Wirtschaftskriminalität eher ein 

qualitatives als ein quantitatives Problem darstellt, da der zahlenmäßige Anteil an der 

registrierten Gesamtkriminalität eher gering ist, während dadurch überproportional hohe 

Schäden verursacht werden. Das ergibt sich allerdings schon aus der Struktur der De-

likte, bei denen typischerweise „größere Vermögensmassen von Individuen bewegt wer-

den.“53 Neben den direkten Schäden sind auch „Begleit- und Folgeschäden“54 wie die 

Sogwirkung auf Konkurrenten am Markt zu bedenken; zur Begleitkriminalität werden 

auch Urkundenfälschung und Korruption gerechnet.55 Darüber hinaus sind immaterielle 

Schäden wie Reputationsverluste, Rufschädigung, Beeinträchtigung der Mitarbeitermo-

ral, Wettbewerbsverzerrungen und Vertrauensverluste56 auch aus Unternehmenssicht 

wesentlich. Die Gefahr der Rufschädigung ist nicht nur „Gift“57 gegenüber Kunden, son-

dern besteht auch gegenüber anderen Unternehmen am Markt. Unternehmen geben 

zunehmend Misstrauen gegenüber Unternehmen, von denen wirtschaftskriminelle 

Handlungen ausgingen, an; dieses wirkt sich auf weitere Geschäftsbeziehungen derge-

stalt aus, dass sie an die „Einhaltung von Bedingungen“58 (etwa die Einführung eines 

Compliance-Management-Systems, kurz CMS, oder die Vorgabe, dass der Täter59 nicht 

mehr im Unternehmen beschäftigt ist) geknüpft oder sogar „ausgeschlossen“60 werden. 

Ermittlungshindernisse können zum einen auf „mangelnde Kooperation vonseiten der 

Wirtschaft […], die Imageverluste befürchtet“61, zum anderen darauf, dass gängige Me-

thoden wie Befragungen und teilnehmende Beobachtung „kaum durchführbar“62 sind, 

zurückgeführt werden. KPMG betont die „zentrale Rolle“63 eines Hinweisgebersystems 

 
50 KPMG 2018, S. 6. 
51 Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne Strafrecht?, 2013, Rn. 87. 
52 Kindler, Das Unternehmen als haftender Täter, 2008, S. 14 m. w. N. 
53 Schmitt-Leonardy, ZIS 2015, S. 12, Fn. 17. 
54 Schwind, Kriminologie, 2016, § 21, Rn. 12. 
55 Vgl. ebd., § 21, Rn. 12. 
56 Vgl. z. B. BKA Bundeslagebild 2018, S. 6, Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne Strafrecht?, 
2013, Rn. 91. 
57 Eidam/Eidam Kap. 12 Rn. 37. 
58 KPMG 2018, S. 32 
59 Zur Vereinfachung wird im Folgenden auf die gleichzeitige Verwendung von männlicher und weiblicher 
Sprachform verzichtet. Die Bezeichnungen gelten für beide Geschlechter. 
60 KPMG 2018, S. 32 
61 Schwind, Kriminologie, 2016, § 21, Rn. 3. 
62 Ebd., § 21, Rn. 4, ebenso 2. PBS 2006, S. 221. 
63 KPMG 2018, S. 35 ff. 
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und die gestiegene „Bedeutung des Zufalls“64, damit Delikte überhaut bekannt wurden. 

Große Schwierigkeiten bei der Verfolgung bereitet ein Dunkelfeld65, dessen vermutete 

Größe „strukturelle Gründe“66 hat - viele Taten gelangen nicht zur Anzeige. Nach Sch-

mitt-Leonardy handelt es sich um Kontrolldelikte, die eher „auf die Ermittlungsarbeit der 

Strafverfolgungsbehörden zurückgeführt werden“67 können. Mitunter überwiegt auch das 

Interesse an einer internen oder einer zivilrechtlichen Erledigung, um Imageschäden zu 

vermeiden.68 Häufig werden juristische Personen geschädigt, wodurch sowohl die 

„Wahrnehmung der rechtswidrigen Schädigung als auch die Anzeigebereitschaft“69 eher 

gering ausgeprägt sind. Regelmäßig „sind die Mitwisser zugleich die Mittäter“70. Schließ-

lich handelt es sich um teils komplizierte Tatbestände mit langer Verfahrensdauer. De-

mographisch entsprechen die Täter häufig nicht dem kriminellen Stereotyp.71 Kennzeich-

nend ist ihre „soziale und psychologische Unauffälligkeit“72.  Es bleibt festzuhalten, dass 

Wirtschaftskriminalität äußerst „schadensintensiv“73 ist. Empirische Befunde zur Verhän-

gung von Geldbußen nach § 30 OWiG sind mangels bundesweiter Statistiken noch 

schwieriger zu gewinnen. Studien sprechen jedoch dafür, dass Verbandsgeldbußen ins-

gesamt „selten und bundesweit nicht einheitlich“74 verhängt werden. Die Wahrschein-

lichkeit der Verhängung einer Geldbuße bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 30 

OWiG wurde von Befragten auf weniger als 20 Prozent geschätzt.75 So besteht im bun-

desweiten Vergleich „eine deutliche Diskrepanz in der Häufigkeit und Höhe verhängter 

Sanktionen nach § 30 OWiG“76. In Süddeutschland werden insgesamt häufiger Sanktio-

nen gegen Verbände verhängt. Darüber hinaus ist die Existenz von Schwerpunktstaats-

anwaltschaften für Korruption und Wirtschaftskriminalität ein wichtiger Einflussfaktor. In 

Sachsen wurde in den Jahren 2011 bis 2016 nur in einem Verfahren eine solche Geld-

buße verhängt.77 Für die Zurückhaltung sind vor allem „Erfahrungsmangel […] und feh-

lende personelle Ressourcen“78 ursächlich. 

 
64 KPMG 2018, S. 26. 
65 Darunter ist im Kontext von Straftaten „die Summe jener Delikte“ zu verstehen, „die den Strafverfolgungs-
behörden […] nicht bekannt werden und deshalb in der Kriminalitätsstatistik […] nicht erscheinen“, Schwind, 
Kriminologie, 2016, § 2, Rn. 33 ff. 
66 2. PSB 2006, S. 221. 
67 Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne Strafrecht?, 2013, Rn. 87. 
68 Vgl. 2. PSB 2006, S. 221. 
69 Ebd. 
70 Ebd. 
71 Vgl. Eidam/Eidam Kap. 12. Rn. 87 ff., dort auch eine Übersicht zum durchschnittlichen Unternehmens-
straftäter. 
72 Schmitt-Leonardy, ZIS 2015, S. 14. 
73 Ebd., S. 18. 
74 Hoven/Kubiciel, Stgn. 17/89 Landtag NRW, 2017, S. 3 m. w. N. und Verweis auf ein Forschungsprojekt 
der Universität zu Köln. 
75 Vgl. Henssler/Hoven/Kubiciel/Weigend: Kölner Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes, 2017, S. 15. 
76 Hoven/Kubiciel, Stgn. 17/89 Landtag NRW, 2017, S. 4.  
77 Vgl. ebd. 
78 Ebd., S. 4. 
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3 Bestehende Sanktionsmöglichkeiten 

Deutschland folgt bislang dem Grundsatz „Societas delinquere non potest“, wonach ju-

ristische Personen keine strafbaren Handlungen begehen können. Verbände sollen al-

lerdings gegenüber natürlichen Personen nicht privilegiert sein. Im Ordnungswidrigkei-

tenrecht gibt es daher die Möglichkeit der Sanktionierung von Unternehmen durch Geld-

buße, welche „jedenfalls in ihrer Wirkung strafrechtsähnlich ausgestaltet ist.“79 Die §§ 30, 

130 OWiG beziehen sich direkt auf juristische Personen und stehen im Zusammenhang 

mit § 9 OWiG (sog. Normentroika80). Nachstehend sollen diese Instrumente näher be-

leuchtet werden, denn eine darüber hinausgehende Verschärfung der Regelungen – 

gleich in welcher Ausgestaltung – wird stets begründen müssen, weshalb die vorhande-

nen Strukturen nicht ausreichen sollen. Über die Regelungen des OWiG hinaus sei 

exemplarisch auf flankierende Sanktionsmöglichkeiten hingewiesen, zu denen § 10 

Abs. 2 WiStG (Abführung des Mehrerlöses), §§ 35, 51 GewO (Gewerbeuntersagung), 

§ 20 BImSchG (Stillegung von Anlagen), § 21 SchwArbG (Ausschluss von der Vergabe 

öffentlicher Aufträge), § 396 AktG, § 62 GmbHG (Auflösung von Gesellschaften), Art. 18 

GG i. V. m. §§ 39 Abs. 2, 13 Nr. 1 BVerfGG (Verwirkung von Grundrechten) und §§ 43, 

44 BGB (Entziehung der Rechtsfähigkeit) zählen.81 Verschiedene der von Reformbefür-

wortern vorgeschlagenen Instrumente existieren also bereits im deutschen Recht, „nur 

eben nicht als strafrechtliche […], sondern als administrative Sanktionen.“82 

3.1 Verbandsgeldbuße gem. § 30 OWiG 

Bis 1968 existierten lediglich verstreute Spezialvorschriften, v. a. im Wirtschaftsstrafge-

setz. Die Verbandsgeldbuße wurde im Jahr 1968 als § 26 OWiG verankert, war zunächst 

aber nur als Nebenfolge einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit vorgesehen. Von 1975 

an war die Verbandsgeldbuße als § 30 OWiG normiert. Ergänzt wurde die Norm 1986 

durch § 30 Abs. 4 OWiG, wodurch die Möglichkeit des selbständigen Verfahrens ge-

schaffen wurde. Die Nebenfolgelösung wurde aufgegeben.83 § 30 OWiG ermöglicht die 

Verhängung einer Geldbuße gegen einen Verband. Mit der Norm soll nach ihrer Zielset-

zung „wirtschaftlich-unternehmerisches Handeln geahndet werden“84, weshalb die Be-

zeichnung als Unternehmensgeldbuße85 ebenso verbreitet ist. Achenbach weist auf die 

 
79 Felix Dörr: Die Haftung von Unternehmen nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten, in: Kempf/Lü-
derssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 34. 
80 BlumGassnerSeith/Schmitt-Leonardy § 30 Rn. 8. 
81 Vgl. Mulch, Strafe und andere staatliche Maßnahmen gegenüber juristischen Personen, 2017, S. 14. 
82 Wolfgang Wohlers: Strafzwecke und Sanktionsarten in einem Unternehmensstrafrecht, in: Kempf/Lüders-
sen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 250. 
83 Vgl. hierzu Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 25, sowie RefE S. 52. 
84 Kindler, Das Unternehmen als haftender Täter, 2008, S. 130. 
85 Diese Bezeichnung ist nach Achenbach anschaulicher und historisch weniger belastet, verkennt aber die 
Entscheidung für das Rechtsträgerprinzip, vgl. Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, 
S. 193. 
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„Ambivalenz der Verbandsgeldbuße zwischen Ordnungswidrigkeit und Strafrecht“86 hin, 

da die Geldbuße auch als Rechtsfolge einer Straftat verhängt wird. Die Vorschrift hat 

nach überwiegender Ansicht den Charakter einer Zurechnungsnorm, die eine „Täter-

schaft begründende Komponente beinhaltet und auf einer identifikationstheoretischen 

Konzeption des Verbands beruht.“87 Das Handeln eines Organs wird dem Verband als 

eigenes zugerechnet. Die Norm stellt damit im Ordnungswidrigkeitenrecht einen „dog-

matischen Fremdkörper“88 dar. Eine direkte Verbandstäterschaft wird nicht normiert.89  

3.1.1 Voraussetzungen des § 30 OWiG 

Voraussetzung für die Verhängung einer Geldbuße90 gem. § 30 OWiG ist zunächst ein 

sanktionsfähiger Verband nach § 30 Abs. 1 Nrn. 1-3 OWiG. Darin sind juristische Per-

sonen, nicht rechtsfähige Vereine und rechtsfähige Personengesellschaften einge-

schlossen, sodass „letztlich alle am Wirtschaftsleben teilnehmende[n] Subjekte mit Aus-

nahme des Einzelkaufmanns“91 erfasst sind. Ist die Zuwiderhandlung nach deutschem 

Recht straf- oder bebußbar, kann die Geldbuße auch gegen ausländische Unternehmen 

verhängt werden, sofern die rechtliche Struktur dieses Verbandes mit den in § 30 Abs. 1 

Nrn. 1-3 OWiG genannten Verbänden vergleichbar ist.92 Hat ein Unternehmen einen 

Rechtsnachfolger, so kann gegen diesen nur dann eine Geldbuße verhängt werden, 

„wenn nahezu Identität zwischen der vor Übernahme bestehenden (vormals haftenden) 

Vermögensmasse und dem Gesamtvermögen des Rechtsnachfolgers nach Übernahme 

besteht.“93 Da nur bestimmte Fälle der Rechtsnachfolge geregelt wurden, bestehen „be-

wusst Lücken“94, die durch Gesetzgebung und Rechtsprechung teilweise noch nicht aus-

gefüllt wurden. 

Voraussetzung ist weiterhin ein tauglicher Täter i. S. d. § 30 Abs. 1 OWiG. Die Aufzäh-

lung ist abschließend. In § 30 Abs. 1 Nrn. 1-3 OWiG werden die Organmitglieder einer 

juristischen Person, die Mitglieder des Vorstandes eines nicht rechtsfähigen Vereins 

 
86 Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 193, erläuternd S.195. 
87 BlumGassnerSeith/Schmitt-Leonardy § 30 Rn. 3. 
88 Eidam/Eidam Kap. 5 Rn. 358. 
89 Vgl. BlumGassnerSeith/Schmitt-Leonardy § 30 Rn. 3. 
90 § 30 OWiG selbst spricht nicht von Ahndung, sondern von der Festsetzung einer Geldbuße, anders als 
§ 1 OWiG – ein Ausdruck dessen, dass die Geldbuße keinen ethischen Tadel enthält, vgl. Sachs, Michael: 
Ziele eines Unternehmensstrafrechts und die Frage seiner Vereinbarkeit mit dem Verfassungsrecht, in: 
Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 197.  
91 Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk 2012, S. 25. Die Ausnahme des Einzelkaufmanns erklärt sich aus dem 
Umstand, dass dieser als Individuum haftet. Hier könnte es sonst zu einem Verstoß gegen das Verbot der 
Doppelbestrafung kommen. 
92 2001 forderte das OLG Celle, dass u. a. Feststellungen zur betrieblichen Organisation, zu den Betriebsab-
läufen und zu getroffen und unterlassenen Maßnahmen im Einzelnen zu treffen sind, OLG Celle, Beschluss 
v. 30.11.2001 – 322 Ss 217/01. Es sind also hohe praktische Hürden zu überwinden, wenn das Unterneh-
men nicht einen Sitz in Deutschland hat. 
93 Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 26. 
94 Göhler/Gürtler § 30 OWiG Rn. 38c, ebd. auch weiterführend zu diesen Fällen. 
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sowie die vertretungsberechtigten Gesellschafter einer Personengesellschaft erfasst.95 

Vertretungsberechtigung bedeutet hier die Befugnis zur Geschäftsführung nach innen 

bzw. außen; es kommt nicht darauf an, ob das Organ den Verband auch „selbständig 

rechtsgeschäftlich vertreten kann.“96 Durch § 30 Abs. 1 Nr. 4 OWiG97 wird auch die 

zweite Leitungsebene mit Generalbevollmächtigten oder in leitender Stellung tätigen 

Prokuristen und Handlungsbevollmächtigten einbezogen. Die Verantwortlichkeit nach 

§ 30 Abs. 1 Nrn. 1-4 OWiG richtet sich „streng nach formalen Kriterien“98 und listet nur 

noch Leitbeispiele auf99, während die Generalklausel des § 30 Abs. 1 Nr. 5 OWiG an die 

„materielle Verantwortung für die Unternehmensleitung“100 anknüpft und sich auf sons-

tige Personen, die für die Verbandsleitung verantwortlich handeln, bezieht. Diese Erwei-

terung soll „horizontalen wie vertikalen Umgehungsstrategien“101 entgegenwirken. Der 

Täterkreis wird hier auf alle sonstigen Personen, die für die Leitung des Betriebs oder 

Unternehmens verantwortlich handeln, erweitert, wozu auch die Überwachung der Ge-

schäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung 

gehören. In Betracht kommen somit auch „Mitglieder des Aufsichtsrates, des Verwal-

tungsrates und durch besondere Aufgaben verpflichtete Personen“102. Dazu gehört auch 

der Compliance-Beauftragte.103 Da für § 30 Abs. 1 Nr. 5 OWiG nicht die formale Position 

entscheidend ist, kommt es auf einen wirksamen Bestellungsakt ebenso wenig an wie 

auf den Umfang der Vertretungsberechtigung im Einzelfall.104 Im Falle mehrerer Betei-

ligter ist es ausreichend, wenn einer von ihnen tauglicher Täter im Sinne des § 30 Abs. 1 

OWiG ist.105 

Dritte Voraussetzung und Auslöser der möglichen Festsetzung einer Verbandsgeldbuße 

ist eine durch eine der genannten Leitungspersonen begangene Anknüpfungstat. Die 

Norm knüpft dafür an die Straftat oder Ordnungswidrigkeit einer Leitungsperson des Ver-

bandes an, durch die entweder Pflichten, welche die juristische Person oder die Perso-

nenvereinigung treffen, verletzt worden sind oder durch welche diese bereichert wurde 

oder werden sollte, § 30 Abs. 1 OWiG. Die Tat muss schuldhaft bzw. vorwerfbar erfolgt 

sein.106 Zu den betriebsbezogenen Pflichten gehören jedenfalls „Pflichten, die sachlich 

den Wirkungsbereich der juristischen Person beim Betrieb des Unternehmens betreffen 

 
95 Weiterführend, insbes. zu den Unterschieden verschiedener Rechtsformen, vgl. 
BlumGassnerSeith/Schmitt-Leonardy § 30 Rn. 19 ff. sowie Göhler/Gürtler § 30 OWiG Rn. 2 ff. 
96 Göhler/Gürtler § 30 OWiG Rn. 12b. 
97 § 30 Abs. 1 Nr. 4 OWiG wurde 1994 ergänzt, § 30 Abs. 1 Nr. 5 OWiG erst 2002, vgl. Dörr, in: 
Kempf/Lüderssen/Volk 2012, S. 27. 
98 Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 27. 
99 Göhler/Gürtler § 30 OWiG Rn. 9. 
100 Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 27. 
101 BlumGassnerSeith/Schmitt-Leonardy § 30 Rn. 19. 
102 Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 27. 
103 Vgl. Göhler/Gürtler § 30 OWiG Rn. 14a. 
104 Vgl. BlumGassnerSeith/Schmitt-Leonardy § 30 Rn. 18. 
105 Vgl. ebd. 
106 Vgl. Göhler/Gürtler § 30 OWiG Rn. 15. 



 17 

und sich in Form von Ge- oder Verboten an dieses als Adressaten wenden, […] auch 

dann, wenn sie im Kern aus allgemeinen Pflichten folgen“107. In Betracht kommen wei-

terhin „Handlungen von Mitarbeitern, die zum Nachteil des Unternehmens angelegt 

sind“108. Betriebsbezogene Pflichten werden auch in diesem Fall verletzt, obwohl kein 

messbarer Vorteil für das Unternehmen entsteht. Die Aufsichtspflichtverletzung nach 

§ 130 OWiG ist nach überwiegender Auffassung der Hauptanwendungsfall der betriebs-

bezogenen Pflichten, vgl. 3.2. Für die zweite Alternative, das Handeln mit dem Ziel der 

Bereicherung des Verbandes, sind etwa Betrug, versuchter Betrug oder Bestechung mit 

dem mittelbaren Vorteil einer Bevorzugung denkbar.109 Der Täter muss zudem in Aus-

übung, nicht nur bei Gelegenheit seiner Tätigkeit gehandelt haben.110 Erforderlich ist ein 

Zurechnungszusammenhang als funktionaler Zusammenhang zwischen der Tat und der 

Leitungsposition. Fälle, „in denen die Leitungsperson nicht mehr im Rahmen der objektiv 

von ihr wahrzunehmenden Aufgabe als Organ tätig wird“111, sollen so ausgeschlossen 

werden.  

Die isolierte oder anonyme Verbandsgeldbuße nach § 30 Abs. 4 OWiG kommt infrage, 

wenn ein Straf- oder Bußgeldverfahren eingestellt oder nicht eingeleitet wird oder wenn 

von Strafe abgesehen wird. In diesen Fällen wird die Geldbuße selbständig gegen den 

Verband festgesetzt. Diese Regelung wurde für Fälle geschaffen, in denen die Identität 

des Täters der Ordnungswidrigkeit oder Straftat nicht festgestellt werden kann, aber fest-

steht, dass eine Leitungsperson gehandelt hat. So ist es den Verfolgungsbehörden mög-

lich, „die Voraussetzungen für ein selbständiges Verfahren zu schaffen, indem sie ein 

Verfahren gar nicht einleiten oder ein eingeleitetes Verfahren wieder einstellen.“112 Nicht 

unproblematisch ist es, wenn Staatsanwaltschaften dann selbst Bußgeldbescheide er-

lassen, etwa wenn „das Ausweichen auf § 130 OWiG als Bezugstat des Aufsichtspflich-

tigen – trotz Vorliegen eines strafrechtlichen Grundsachverhaltes bei einem Mitarbeiter 

– der Staatsanwaltschaft die Möglichkeit eröffnen soll, Bußgelder in Millionenhöhe gegen 

Unternehmen ohne jede richterliche Kontrolle zu verhängen.“113 

3.1.2 Bußgeldverhängung 

Gem. § 30 Abs. 1 OWiG kann bei Vorliegen einer tauglichen Anknüpfungstat eine Geld-

buße verhängt werden. Es handelt sich um eine Ermessensvorschrift, was dem Oppor-

tunitätsprinzip des Ordnungswidrigkeitenrechts entspricht.114 Das verbundene 

 
107 Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 28. 
108 Ebd. 
109 Vgl. ebd. 
110 Vgl. Göhler/Gürtler § 30 OWiG Rn. 24 und Trüg, ZWH 2011, S. 8. 
111 Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 28. 
112 Ebd., S. 33. 
113 Ebd., S. 33. 
114 Zu Faktoren, die dieses Ermessens binden bzw. die zu beachten sind vgl. BlumGassnerSeith/Schmitt-
Leonardy § 30 Rn. 59 f. 
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Verfahren, also die „Verhängung einer kumulativen Sanktion gegen den Täter der An-

knüpfungstat und gegen den Verband“115, stellt den Regelfall dar.  

Die Geldbuße besteht aus zwei Teilen, sog. Doppelcharakter der Geldbuße116. Zunächst 

wird die Anknüpfungstat sanktioniert (Ahndungs- oder Sanktionsteil). Hier wird „retro-

spektiv“117 von der Tat des Bezugstäters und dem Umfang der Vorwerfbarkeit ausge-

gangen. Maßgeblich sind die Grundsätze des § 17 Abs. 3 OWiG, also die Bedeutung 

der Bezugstat und der Vorwurf, der den Täter trifft. Auch unternehmensbezogene Um-

stände werden einbezogen.118 Das Höchstmaß der Geldbuße119 bestimmt sich für Straf-

taten nach § 30 Abs. 2 S. 1 OWiG und beläuft sich auf bis zu zehn Millionen Euro im Fall 

einer Vorsatztat, bis zu fünf Millionen Euro im Fall einer fahrlässigen Tat. Für Ordnungs-

widrigkeiten richtet sich das Höchstmaß der Geldbuße mit § 30 Abs. 2 S. 2 OWiG nach 

der Geldbuße der jeweiligen Ordnungswidrigkeit, die als Anknüpfungstat zugrundeliegt. 

Dies gilt nach § 30 Abs. 2 S. 4 OWiG auch für Taten, die gleichzeitig Straftat und Ord-

nungswidrigkeit sind. Verweist das Gesetz auf § 30 OWiG, so verzehnfacht sich dieser 

Betrag, § 30 Abs. 2 S. 3 OWiG. Im Kartellrecht gelten mit § 81 Abs. 4 S. 2, 3 GWB und 

im Energiewirtschaftsrecht mit § 95 Abs. 2 EnWG Besonderheiten. Dieser Teil der Geld-

buße ist steuerlich nicht abzugsfähig, § 4 Abs. 5 Nr. 8 S. 1 EStG. 

Mit der Sanktion sollen darüber hinaus illegale Gewinne abgeschöpft werden. Der sog. 

Abschöpfungsteil richtet sich nach § 30 Abs. 3 i. V. m. § 17 Abs. 4 OWiG. Demnach soll 

die Geldbuße den wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ordnungswidrigkeit er-

langt hat, übersteigen. Reicht das gesetzliche Höchstmaß hierzu nicht aus, so kann es 

überschritten werden, § 17 Abs. 4 S. 2 OWiG – daraus ergibt sich ein „ausgesprochener 

Hebeleffekt“120. Der wirtschaftliche Vorteil umfasst den „erzielten Gewinn aus der Tat, 

aber auch ersparte Aufwendungen sowie sonstige Vorteile wie etwa eine verbesserte 

Marktposition. Bei der Berechnung ist […] vom Netto-Prinzip auszugehen, so dass er-

brachte Aufwendungen des Unternehmens abzugsfähig sind.“121 Nach § 4 Abs. 5 Nr. 8 

S. 4 EStG kann dieser Teil der Geldbuße steuerlich geltend gemacht werden, soweit der 

wirtschaftliche Vorteil, der durch den Gesetzesverstoß erlangt wurde, abgeschöpft 

wurde. Betriebswirtschaftliche Rechnungen und Sachverständigengutachten können zur 

Ermittlung des wirtschaftlichen Vorteils herangezogen werden, der möglichst genau 

 
115 Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 29. 
116 Vgl. BlumGassnerSeith/Schmitt-Leonardy § 30 Rn. 38. 
117 Ebd., Rn. 39. 
118 Vgl. Göhler/Gürtler § 30 OWiG Rn. 36a. 
119 Bei Anlasstaten vor dem 30.6.2013, also vor Inkrafttreten der 8. GWB-Novelle, gelten die früheren Sätze, 
vgl. BlumGassnerSeith/Schmitt-Leonardy § 30 Rn. 40. 1968 lag der Höchstsatz noch bei 100.000 DM für 
eine Vorsatztat, vgl. Trüg, ZWH 2011, S. 9. 
120 Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 197. 
121 Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 30. Hierin liegt ein wesentlicher 
Unterschied zum Verfall gem. § 29 a OWiG bzw. § 73 StGB, vgl. ebd. 
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bestimmt werden soll – allerdings bleibt die „konkrete Berechnungsgrundlage […] wei-

testgehend ungeklärt“122. 

Vorhandene Compliance-Systeme werden „in praxi zunehmend“123 berücksichtigt und 

haben durchaus auch das Ziel, die Unternehmensleitung vom Vorwurf der 

Aufsichtspflichtverletzung i. S. d. § 130 OWiG zu entlasten.124 Einzelheiten sind 

allerdings streitig.125 Unter Compliance wird im Folgenden mit Bock „die Gesamtheit aller 

Maßnahmen, um ein rechtmäßiges Verhalten aller Unternehmensangehörigen im 

Hinblick auf alle gesetzlichen Gebote und Verbote zu gewährleisten“126, verstanden. 

Zahlungserleichterungen wie Stundungen auf einen späteren Zahlungstermin oder 

Ratenzahlung gem. § 18 OWiG können gewährt werden. Zu berücksichtigen sind auch 

die „außerstrafrechtlichen Folgen eines Unternehmensgeldbuße“127 auf die betroffenen 

Unternehmen, die sich aus dem Registerrecht und dem Wirtschafts- bzw. dem 

Wirtschaftsverwaltungsrecht ergeben. 

3.2 Aufsichtspflichtverletzung gem. § 130 OWiG 

§ 130 OWiG regelt als echtes Unterlassungsdelikt128 die Verletzung von 

Aufsichtspflichten in Betrieben und Unternehmen und steht in engem Zusammenhang 

mit § 30 OWiG. Systematisch steht die Norm in einem eigenen Vierten Abschnitt des 

Dritten Teils. Sie enthält ein Sonderdelikt des Betriebs- oder Unternehmensinhabers 

sowie der ihm nach § 9 OWiG129 gleichgestellten Mitarbeiter, was eine erhebliche 

Ausweitung des Anwendungsbereichs des § 30 OWiG bedeutet.130 Hierdurch kann „auf 

den Unternehmensträger durchgegriffen und die Verbandsgeldbuße auch bei 

betriebsbezogenen Pflichtverletzungen untergeordneter Mitarbeiter verhängt werden, 

wenn solche Verstöße auf eine Aufsichtspflichtverletzung des Inhabers zurückgehen.“131 

So wird eine „Sanktionslücke“132 geschlossen und auf die Frage orientiert, ob der Betrieb 

oder das Unternehmen mehr hätten tun können und müssen, um die Pflichtverletzung 

zu verhindern. Die Umgehung der Haftung durch Delegation ohne die damit 

einhergehenden „entsprechenden Aufsichtsmaßnahmen“133 soll so verhindert werden. 

 
122 BlumGassnerSeith/Schmitt-Leonardy § 30 Rn. 42. 
123 Ebd., Rn. 43. 
124 Vgl. Eidam/Eidam Kap. 5 Rn. 347. 
125 BlumGassnerSeith/Schmitt-Leonardy § 30 Rn. 43. 
126 Bock, Criminal Compliance, 2011, S. 21. Zum Begriff ausführlich ebd, S. 19 ff. Eine Legaldefinition des 
Begriffes gibt es nicht, der RefE greift jedoch ebenfalls auf Bock zurück, vgl. RefE, S. 55. 
127 Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 34. Dazu gehören Eintragungen im 
Gewerbezentral- oder im Korruptionsregister sowie Folgen für die Berücksichtigung bei Vergabeverfahren, 
ebd, S. 31 ff. 
128 Vgl. Göhler/Gürtler § 130 OWiG Rn. 9. 
129 Fast wortgleich ist § 14 StGB für Unternehmen als Normadressaten auch im Strafrecht. 
130 Ausführlich hierzu Kindler, Das Unternehmen als haftender Täter, 2007, S. 112 ff. 
131 Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 28. 
132 Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 199, vgl. auch Göhler/Gürtler § 130 OWiG 
Rn. 26. 
133 Göhler/Gürtler § 130 OWiG Rn. 3. 
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Die Pflicht ergibt sich aus der „garantenähnlichen Stellung“134 des Inhabers. Als 

eigentliche Täter der Pflichtenzuwiderhandlung kommen die „unzureichend 

beaufsichtigten Personen“135 in Betracht, üblicherweise die Mitarbeiter. Streitig ist, 

inwieweit Externe auch darunter fallen können.136  

Die Aufsichtspflichtverletzung kann vorsätzlich oder fahrlässig begangen werden. Es 

muss tatsächlich zu der Verletzung gekommen sein, die Kenntnis von oder Erkennbar-

keit der Tat für die Leitungsperson ist hingegen keine Voraussetzung.137 Die gehörige 

Aufsicht kann als „rechtlich geschuldete Absenkung des Schadenserwartungswertes auf 

das rechtlich gebilligte Niveau“138 verstanden werden. Aufsichtsmaßnahmen in diesem 

Sinne sind solche, die erforderlich sind, um in dem Betrieb oder Unternehmen Zuwider-

handlungen gegen Pflichten zu verhindern, die den Inhaber treffen und deren Verletzung 

mit Strafe oder Geldbuße bedroht ist, § 130 Abs. 1 S. 1 OWiG. Dazu gehören zum Bei-

spiel die Bestellung, sorgfältige Auswahl und Überwachung von Aufsichtspersonen, 

§ 130 Abs. 1 S. 2 OWiG. Konkreter wird das Gesetz nicht. Nach verbreiteter Ansicht soll 

bei der Beurteilung der zumutbaren adäquaten Maßnahmen, an die jedoch nicht „[ü]ber-

spannte Anforderungen“139 gestellt werden dürfen, auf die „betriebstypischen Zuwider-

handlungsgefahren“140 abgestellt werden. Sie stehen unter dem „Vorbehalt der Erforder-

lichkeit“141; eine lückenlose Überwachung ist nicht zumutbar. Die Umstände des jeweili-

gen Einzelfalls sind also maßgeblich. Regelmäßig wird der Pflicht durch ein funktionie-

rendes Compliance- bzw. internes Kontrollsystem (IKS) hinreichend entsprochen.142 Wa-

ren bereits Unregelmäßigkeiten zu verzeichnen oder ist mit ihnen zu rechnen, so ist von 

einer „Pflicht zu gesteigerten Aufsichtsmaßnahmen“143 auszugehen. 

Der Bußgeldrahmen wird in § 130 Abs. 3 OWiG danach differenziert, ob die Pflichtver-

letzung des nicht ausreichend beaufsichtigten Mitarbeiters mit Strafe oder mit Geldbuße 

bedroht ist. Im ersten Fall kann das Bußgeld bis zu einer Million Euro betragen. Die Norm 

wird als „praktisch sehr bedeutsame“144 Regelung und wichtige Ergänzung im Hinblick 

auf die Pflichtendelegation in Unternehmen bewertet. 

 
134 Eidam/Eidam Kap. 5 Rn. 311. 
135 Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 200. 
136 Argumente bei Achenbach, ebd., nach dessen Auffassung das der Fall sein soll, wenn sie der Verant-
wortungssphäre des Unternehmens zuzurechnen sind. 
137 vgl. ebd., S. 201 m. w. N. 
138 Bock, Criminal Compliance, 2011, S. 780. 
139 vgl. Göhler/Gürtler § 130 OWiG Rn. 11. 
140 Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 200 f. m. w. N.  
141 Kindler, Das Unternehmen als haftender Täter, 2008, S. 98. 
142 vgl. Göhler/Gürtler § 130 OWiG Rn. 11. 
143 vgl. ebd. Rn. 13. 
144 Kindler, Das Unternehmen als haftender Täter, 2008, S. 127. 
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3.3 Verfall gem. § 29a OWiG 

Auch die Verfallsvorschrift des § 29a OWiG wird in der Praxis angewandt.145 In Anbe-

tracht des § 17 Abs. 4 OWiG hat sie eine „Lückenschließerfunktion“146 für Konstellatio-

nen, in denen der Täter nicht vorwerfbar gehandelt oder ein anderer als er den Vermö-

gensvorteil erlangt hat. Getreu dem Grundsatz „Crime does not pay“ sollen durch Ord-

nungswidrigkeiten und somit unrechtmäßig tatsächlich erlangte Gewinne abgeschöpft 

werden. Es handelt sich um eine „präventiv-ordnende, kondiktionsähnliche Maßnahme 

ohne pönalen Charakter“147. Die Vorschrift ist subsidiär gegenüber der Verbandsgeld-

buße gem. § 30 OWiG; dies ergibt sich aus § 30 Abs. 5 OWiG. Daher kann sie nur dann 

verhängt werden, wenn „keine Geldbuße oder kein Abschöpfungsteil innerhalb der Geld-

buße festgesetzt wurde“148, vgl. auch § 29a Abs. 1 OWiG. Die Berechnung folgt dem 

Bruttoprinzip;149 Abs. 3 der Norm konkretisiert die Bestimmung des Wertes. Während 

der Verfall nach § 29a Abs. 1 OWiG nur gegen den Täter verhängt werden kann, regelt 

§ 29a Abs. 2 OWiG den ordnungswidrigkeitenrechtlichen Drittverfall, der sich gegen ei-

nen anderen, der nicht Täter ist, richten kann.150 § 29a Abs. 5 OWiG sieht schließlich die 

Möglichkeit einer selbständigen Einziehung vor, wenn gegen den Täter ein Bußgeldver-

fahren nicht eingeleitet oder eingestellt wird. 

4 Reformüberlegungen zur Sanktionierung von Unternehmen 

Ob das Instrumentarium zur Unternehmenssanktionierung ausreicht oder ob eine Neu-

regelung – mit weiteren ordnungswidrigkeiten- oder mit unternehmensstrafrechtlichen 

Mitteln – erforderlich ist, ist nicht nur eine „traditionsreiche Debatte“151, die „in schwerge-

wichtiger Grundsätzlichkeit geführt“152 wird. Sie ist auch in „der gegenwärtigen Dogmatik 

[…] bekanntlich umstritten“153. Die Intensität der Auseinandersetzung über die Frage der 

möglichen und angemessenen Sanktionierung von Unternehmen hat einen Ursprung in 

der Vermutung, dass „das auf die repressive Ahndung individuellen Fehlverhaltens zu-

geschnittene (Individual-)Strafrecht alter Prägung vor grundsätzlichen Schwierigkeiten 

stehe, wenn es darum geht, strafrechtliche Verantwortlichkeit innerhalb arbeitsteilig-

 
145 Göhler/Gürtler § 29a Rn. 1. Das gilt ebenso im Strafrecht für §§ 73 ff. StGB, wo allerdings nicht das 
Opportunitätsprinzip greift. 
146 Görtz, Die Vermögensabschöpfungsmaßnahmen gegenüber Unternehmen, 2017, S. 74. 
147 Göhler/Gürtler § 29a OWiG Rn. 1. 
148 BlumGassnerSeith/Schmitt-Leonardy § 30 Rn. 44. 
149 Vgl. Göhler/Gürtler § 29a OWiG Rn. 6. 
150 Weiterführend Görtz, Die Vermögensabschöpfungsmaßnahmen gegenüber Unternehmen, 2017, S. 99 
f. 
151 Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, Vorwort. 
152 Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 178. 
153 Joachim Vogel: Unrecht und Schuld in einem Unternehmensstrafrecht, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Un-
ternehmensstrafrecht, 2012, S. 205. 
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organisierter Handlungsstrukturen zuzurechnen und adäquat zu sanktionieren.“154 Es 

könnte demnach – schlicht formuliert – nicht mehr zeitgemäß sein.  

Welche Argumente pro et contra ins Feld geführt werden und welche gesellschaftlichen 

Veränderungen die Debatte beeinflussen, ist Gegenstand dieses Kapitels. Da eine aus-

führliche Darstellung der Meinungsstreitigkeiten hier zu weit führen würde, sollen die 

Positionen nur in ihren Grundzügen herausgearbeitet werden, um zu verdeutlichen, wes-

halb der kriminalpolitischen Forderung nach einem Unternehmensstrafrecht nicht ohne 

Schwierigkeiten nachgegeben werden kann. 

4.1 Rahmenbedingungen 

Die große öffentliche Aufmerksamkeit, die nach medial großen Fällen155 wie dem Sie-

mens-Skandal 2006, der Abgasaffäre oder Cum-Ex-Steuerdeals156 bestand und besteht, 

befeuert die Debatte über die Sanktionierung von Unternehmen, die keineswegs nur in 

der Fachwelt gepflegt wird. Damit einher geht, dass „strafrechtliche Themen deutlich 

häufiger als früher als politische Themen aufgefasst werden.“157 Besonderes Interesse 

besteht an der Berichterstattung über Straftäter mit einem höheren sozialen Status158, 

auch aufgrund ihres Bekanntheitsgrades. 

Das Strafrecht hat sich in einer Entwicklung, welche parallel zum allgemeinen 

Wertewandel Ende der 1960er Jahre einsetzte und „zur zunehmenden Einbeziehung 

von wirtschaftlichen Sachverhalten in den Bereich des strafrechtlich zu Regelnden“159 

führte, von einem „reinen ‚Unterschichtenstrafrecht‘ früherer Jahrzehnte“160 abgewandt. 

Gesellschaftlich wurden die Schattenseiten der Marktwirtschaft, die „Grenzen des 

Wachstums und die Bedrohung der Umwelt durch eine rücksichtslose Ausbeutung der 

natürlichen Ressourcen“161 öffentlich diskutiert. Die Ergebnisse der zu Beginn der 

1970er Jahre eingesetzten „Sachverständigenkommission zur Bekämpfung der 

Wirtschaftskriminalität – Reform des Wirtschaftsstrafrechts“ zeigten sich in den beiden 

Gesetzen zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität von 1976 und 1986.162 Dennoch 

wurde Unternehmenskriminalität bis Ende des 1980er Jahre „praktisch nicht verfolgt“163. 

 
154 Wohlers, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 232. 
155 Fischer, Über das Strafen, 2018, S. 88. Solche „entstehen selten aus Rechtsgründen, sondern gewinnen 
ihre Charakterisierung aus unterschiedlichen Quellen: spektakuläres Tatbild, öffentliche Erregung über be-
stimmte Kriminalitätsfelder, Beteiligung von prominenten Personen. Beispielhaft können die Strafverfahren 
gegen Manager [...] genannt werden; neuerdings auch strafrechtliche Beschuldigungen gegen Vorstände 
des VW-Konzerns“, ebd. 
156 Zu einer Übersicht bekannter Fälle vgl. Hellemacher, Haftung gemäß § 30 OWiG für die Begehung un-
ternehmensbezogener Straftaten im internationalen Konzern, 2019, S. 27 ff. 
157 Fischer, Über das Strafen, 2018, S. 12. 
158 Vgl. Eidam/Eidam Kap. 12 Rn. 17 m. w. N.  
159 Fischer, Über das Strafen, 2018, S. 18. 
160 Ebd. 
161 Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 38. 
162 Vgl. ebd., S. 39 f. 
163 Jürgen Taschke: Rechtspraktische Analyse der Situation de lege lata, in: Jahn/Schmitt-
Leonardy/Schoop, Das Unternehmensstrafrecht und seine Alternativen, 2016, S. 41. 
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Große Probleme, zu einer Feststellung individueller Schuld zu gelangen, wurden in 

zeitgenössischen Verfahren deutlich.164 Erst mit der Lederspray-Entscheidung165 führte 

der Bundesgerichtshof eine „unternehmensbezogene Sichtweise“166 in das Strafrecht 

ein. Gemeinsam mit zwei weiteren wichtigen Entscheidungen (die Entscheidung des 

Bundesgerichtshofs zum Nationalen Verteidigungsrat167 und die Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts zum Verdacht der Beihilfe von Banken bei der 

Steuerhinterziehung von Bankkunden168)  – alle drei stammen aus den Jahren 1990 bis 

1994 – wurden „die Grundlagen für eine effektive Verfolgung von 

Unternehmenskriminalität geschaffen“169, die sich auf die Strafverfolgung von 

Unternehmen prägend auswirkten. Heute greifen „Standards und Strukturen US-

amerikanischer Wirtschaftssteuerung und supranationaler Organisationen (EU) in die 

Bedingungen deutscher Rechtsetzung massiv“170 ein. Die Globalisierung veränderte 

durch neue technische Möglichkeiten wie das Internet nicht nur 

Kommunikationsstrukturen. Im System der Wirtschaft führte dieser dynamische Prozess 

zu veränderten Wettbewerbsbedingungen sowie zu immer mehr Unternehmen171 mit 

zunehmend komplexeren Unternehmensstrukturen und Teilsystemen. Hoch 

arbeitsteilige Aufgabenwahrnehmung und Dezentralisierung sind unverzichtbar 

geworden, reduzieren aber auch das „Täterpotential des Einzelnen“172. Delegation birgt 

das Risiko, dass „individuelle Verantwortliche für Fehlverläufe von außen her nicht mehr 

auszumachen sind“173. Gleichzeitig besteht gerade „in polykausalen Sachverhalten“174 

die Tendenz der „Suche nach ‚dem‘ Schuldigen und die damit verbundene Gefahr (zu) 

schlichter Kausalattribution.“175 Beobachtungen aus der Praxis legen nahe, dass „die 

Schwelle des Tatvorwurfs bzw. -verdachts von den Strafverfolgungsbehörden immer 

niedriger angesetzt wird.“176 Besonders  bei starkem öffentlichem Interesse oder in 

internationalen Verfahren besteht politischer „Erfolgsdruck, der eine sachgerechte 

Lösung erschwert.“177 Mit dieser Entwicklung geht ein „zunehmend normative[s] Denken 

 
164 Taschke, in: Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, Das Unternehmensstrafrecht und seine Alternativen, 2016, 
S. 42, m. w. N. zum Contergan-Verfahren in den 1960er Jahren. 
165 BGH, Urteil v. 06.07.1990 - 2 StR 549/89. 
166 Taschke, in: Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, Das Unternehmensstrafrecht und seine Alternativen, 2016, 
S. 43, m. w. N. 
167 BGH, Urteil v. 26.07.1994 - 5 StR 98/94. 
168 BVerfG, Beschluss v. 23.03.1994 - 2 BvR 396/94. 
169 Taschke, in: Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, Das Unternehmensstrafrecht und seine Alternativen, 2016, 
S. 45. Zur Darstellung der drei Verfahren ebd, S. 42 ff. 
170 Fischer, Über das Strafen, 2018, S. 18. 
171 Vgl. RefE S. 50. 
172 Kindler, Das Unternehmen als haftender Täter, 2008, S.14. 
173 Pieth, KJ 2014, S. 276. 
174 Schmitt-Leonardy, ZIS 2015, S. 12. 
175 Ebd. 
176 Zeidler, Finn; v. Rienen, Rafael: Der Ruf nach einem Unternehmensstrafrecht – Erfahrungen aus der 
Praxis, in: Nietsch, Unternehmenssanktionen im Umbruch, 2016, S. 39. 
177 Zeidler/v. Rienen, in: Nietsch, Unternehmenssanktionen im Umbruch, 2016, S. 42. 

https://openjur.de/bund/bgh.html
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im Kernstrafrecht“178 einher, verbunden mit höheren Erwartungen an „angemessene 

Unternehmensethik bzw. Corporate Social Responsibility (CSR)“179. Dazu gehören auch 

ökologische Belange. Die Zeiten von Friedmans „The Social Responsibility of Business 

is to Increase its Profits“180 scheinen vorbei zu sein.  

Der tiefgreifende gesellschaftliche Wandel findet einen Ausdruck im neuen Verständnis 

gesellschaftlicher Verantwortung von Unternehmen und in der „gesellschaftlichen Be-

wertung unrechtmäßigen und unmoralischen Handelns der Akteure des Wirtschaftssys-

tems“181. In diesem Zusammenhang sind auch „Forderungen nach einer stärkeren Ge-

meinwohlorientierung von Unternehmen“182 zu sehen. Diese Stimmungslage gegenüber 

Unternehmen bleibt nicht ohne Auswirkungen auf kriminalpolitische Entscheidungen. 

Die journalistische Berichterstattung neigt zu Dramatisierung.183 Dadurch wird ein nega-

tives Image ebenso wie eine gewisse „Prangerwirkung“184 gegenüber Unternehmen be-

fördert. Diese Entwicklung konnte bereits mit der „zero tolerance“-Grundhaltung gegen-

über Wirtschaftsstraftätern in den USA 2002185 beobachtet werden und zeichnete sich 

noch stärker im Rahmen der Finanzkrise ab 2008 ab186, welche die „Forderungen nach 

einem Unternehmensstrafrecht und harten Sanktionen gegen die ‚Finanzwelt‘ populär 

gemacht“187 hat.  

Für Unternehmen kann negative Berichterstattung „aufgrund ihrer besonders hohen 

Sensibilität gegenüber Reputationsschäden“188 gravierende Konsequenzen haben; re-

gelmäßig werden sie sich „auf dessen Umsatz auswirken und erhebliche wirtschaftliche 

Einbußen zur Folge haben.“189 Reputationsverluste können Unternehmen bereits dann 

empfindlich schädigen, wenn nur die „Zusammenarbeit mit einem einzigen unredlichen 

oder sich nicht gesetzeskonform verhaltenden Geschäftspartner“190 bekannt wird. Der 

Ruf bekommt umso mehr Bedeutung, da Produkte einer Branche sich „immer mehr 

 
178 Marco Mansdörfer: Die rechtsdogmatische Diskussion um ein Unternehmensstrafrecht im Kontext aktu-
eller Corporate Governance, in: Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, Das Unternehmensstrafrecht und seine Al-
ternativen, 2016, S. 114. 
179 Ebd., mit Verweis auf die EU-Richtlinie 2014/95/EU, sog. CSR-Richtlinie. 
180 Milton Friedman: The Social Responsibility of Business is to Increase ist Profits, in: The New York Times 
Magazine, 13.09.1970, http://umich.edu/~thecore/doc/Friedman.pdf, 15.03.2020. 
181 BKA, Compliance-Systeme und ihre Auswirkungen auf die Verfolgung und Verhütung von Straftaten der 
Wirtschaftskriminalität und Korruption, 2015, S. 1. 
182 Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, Vorwort. 
183 Die wirtschaftskriminologische Forschung ist von dieser Tendenz nach Schneider auch nicht ausgenom-
men, vgl. Hendrik Schneider: Wirtschaftskriminalität, Wirtschaftsstrafrecht und Wirtschaftskriminologie. Über 
die Erstarrung der deutschen Kriminologie zwischen atypischem Moralunternehmertum und Bedarfswissen-
schaft, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Die Handlungsfreiheit des Unternehmers, 2009, S. 69. 
184 Rüdiger von Rosen: Zielkonflikt – Unerwünschte Nebenfolgen eines Unternehmensstrafrechts, in: 
Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 267. 
185 Vgl. Schneider, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Die Handlungsfreiheit des Unternehmers, 2009, S. 70. 
186 Vgl. Schwind, Kriminologie, 2016, § 21, Rn. 46a. 
187 Zeidler/v. Rienen, in: Nietsch, Unternehmenssanktionen im Umbruch, 2016, S. 42. 
188 Wohlers, in: Kempf/Lüderssen/Volk, 2012, S. 242. 
189 Eidam/Eidam Kap. 12 Rn. 35 – so entstand Birkel im Flüssigei-Skandal durch eine fehlerhafte Presse-
mitteilung n. e. A. ein Schaden von 22,1 Mio. Euro, vgl. ebd. 
190 Schneider, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Die Handlungsfreiheit des Unternehmers, 2009, S. 66. 
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ähneln“191. Unternehmen setzen sich mit dem Leitbild des ehrbaren Kaufmanns ausei-

nander; Integrität (oder auch nur die „publizierte Moral“192) stellt inzwischen ein „Ver-

kaufsargument“193 dar. Auch aus Unternehmenssicht besteht offensichtlich Verbesse-

rungsbedarf im Umgang mit Delinquenz. Einerseits sehen sie sich „oft als ‚Freiwild‘, de-

nen böswillige Ermittlungsbehörden hohe Geldsummen gewissermaßen ‚abpressen‘ 

wollen.“194 Andererseits werden fehlende konkrete Vorgaben und uneinheitliches Vorge-

hen der Behörden in der Frage, wie sich „Compliance-Programme oder eine intensive 

Kooperation mit den Ermittlungsbehörden bei der Verfahrensbeendigung oder der Be-

messung der Geldbuße auswirken“195, moniert.  

4.2 Wegmarken seit der Jahrtausendwende 

Der Eindruck, dass mit der gegenwärtigen Rechtslage „alle Beteiligten unzufrieden zu 

sein“196 scheinen, entsteht schnell. Eckpunkte der Bestrebungen um ein verändertes 

System zur Sanktionierung von Unternehmen sollen mit Blick auf die letzten Jahre kurz 

nachgezeichnet werden. Mehrere der in diesem Zeitraum vorgeschlagenen Lösungen 

werden auch in den Referentenentwurf des BMJV Eingang finden. 

Rechtliche Veränderungen ließen eine „die Einzelschritte verbindende[…] Leitidee“197 

lange vermissen; Gesetzgebung erfolgte eher punktuell und meist reaktiv auf europäi-

sche Vorgaben hin oder um „Handlungsfähigkeit der Politik zu demonstrieren.“198 Die 

Jahrtausendwende brachte zunächst „wesentliche Verschärfungen der Korruptionsbe-

kämpfung.“199 So existiert bereits seit 1997 die Anti-Korruptions-Konvention der OECD, 

die 1999 in deutsches Recht umgesetzt wurde. Danach ist es den Ländern freigestellt, 

wie sie die vereinbarten Ziele erreichen wollen, solange die Mittel nur „effective, propor-

tionate and dissuasive“200 sind. 2011 wurde durch eine OECD-Arbeitsgruppe201 die 

„mangelnde[…] Anwendung vorhandener Rechtsinstrumente“202 in Deutschland 

 
191 Eidam/Eidam Kap. 12 Rn. 37. 
192 Franz Salditt: Das Unternehmensinteresse zwischen Recht, Ökonomie und Ethik, in: Kempf/Lüders-
sen/Volk, Die Handlungsfreiheit des Unternehmers, 2009, S. 107. 
193 Schneider, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Die Handlungsfreiheit des Unternehmers, 2009, S. 66. 
194 Zeidler/v. Rienen, in: Nietsch, Unternehmenssanktionen im Umbruch, 2016, S. 42. 
195 Ebd., S. 43. 
196 Ebd., S. 42. 
197 Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 41. 
198 Ebd., S. 41. 
199 Taschke, in: Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, Das Unternehmensstrafrecht und seine Alternativen, 2016, 
S. 47. 
200 „The bribery of a foreign public official shall be punishable by effective, proportionate and dissuasive 
criminal penalties“, OECD, Convention on Combating Bribery of Foreign Public Officials in International Bu-
siness Transactions 1997, Art. 3 Nr. 1, http://www.oecd.org/corruption/oecdantibriberyconvention.htm, 
01.03.2020. 
201 Im Folgenden wird auf den dritten Evaluationsbericht der Arbeitsgruppe mit dem Thema „Bestechung im 
internationalen Geschäftsverkehr“ Bezug genommen, vgl. hierzu Felix Dörr: Die Haftung von Unternehmen 
nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 
23 f. m. w. N. Zum Problem der häufigen Verwechslung von Haftung und Ahndung im Sprachgebrauch vgl. 
Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 62 ff. 
202 Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 24. 
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kritisiert, da „zwischen 2007 und 2009 in lediglich sechs Fällen Bußgelder gegen Unter-

nehmen verhängt wurden“203. Weiterhin wurde grundsätzlich „die Höhe von Unterneh-

mensgeldbußen als deutlich zu niedrig beanstandet“204. Das höchstmögliche Bußgeld 

von seinerzeit einer Million Euro sei nur einmal verhängt worden. Der Bußgeldrahmen 

wurde erst durch die 2013 in Kraft getretene 8. GWB-Novelle205 auf bis zu zehn Millionen 

Euro erhöht. Bock stellte rechtsvergleichend bereits 2011 einen „weltweiten Trend zum 

Unternehmensstrafrecht“206 fest. So wurde auch in einigen europäischen Ländern ein 

Unternehmensstrafrecht eingeführt.207 Die Europäische Union selbst hat sich mit dem 

„Corpus Iuris“ für das Modell der Verbandsstrafe entschieden.208 Eine Verpflichtung zur 

Einführung eines Unternehmensstrafrechts besteht derzeit nicht, aber die deutsche 

Rechtskultur wird bereits als „Sonderweg“ 209 bezeichnet.210 

In der deutschen Diskussion kam das Thema 2011 mit dem Beschlussvorschlag für die 

82. JuMiKo wieder auf die Tagesordnung, der die Forderung beinhaltete, „die Möglich-

keiten der Sanktionierung von juristischen Personen zu stärken“211 und insgesamt eine 

Verbandsstrafe zu prüfen. Bereits 2011 wurde die Sinnhaftigkeit der Zuständigkeit der 

Verwaltungsbehörde infrage gestellt. Im Schrifttum wurde bemängelt, dass das Verfah-

ren zur Verbandsgeldbuße „lediglich exekutivisch erledigt“212 würde und richterlicher 

Kontrolle entzogen sei; dies wird allerdings nur bei Ordnungswidrigkeiten als Anknüp-

fungstaten relevant. Es gab Vorschläge, auch für diese Konstellationen die „Zuständig-

keit der Staatsanwaltschaft und von Strafgerichten mit spezieller funktioneller Zuständig-

keit“213 zu begründen. Zusammen mit der Empfehlung der OECD-Arbeitsgruppe trugen 

zwei kartellrechtliche Beschlüsse214 dazu bei, dass das Bundesministerium der Justiz 

2012 einen „Diskussionsentwurf – Zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge-

setzes über Ordnungswidrigkeiten“ vorlegte, dessen Inhalte in die 8. GWB-Novelle 

 
203 Dörr, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 24. 
204 Ebd. Tatsächlich liegt es nahe, dass eine abschreckende Wirkung nur dann von monetären Sanktionen 
ausgeht, wenn sie nicht „als allenfalls lästige[r] Kostenfaktor einzustufen und aus der Portokasse zu zahlen“ 
sind, Wohlers, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 243. 
205 Achtes Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 26.06.2013, BGBl. 
2013 I 1738 ff. 
206 Bock, Criminal Compliance, 2011, S. 776. 
207 Etwa in den benachbarten Ländern Österreich (Verbandsverantwortlichkeitsgesetz – VbVG, 2006) und 
der Schweiz (Art. 102 Schweizer StGB, 2003). 
208 Art. 13 des Corpus Juris 2000. Die deutsche Fassung, die von Dr. Tonio Walter übersetzt wurde, wird 
unter https://ec.europa.eu/anti-fraud/sites/antifraud/files/docs/body/corpus_juris_de.doc, 04.03.2020, zur 
Verfügung gestellt. 
209 Neumann, Ulfrid: Strafrechtliche Verantwortlichkeit von Verbänden – rechtstheoretische Prolegomena, 
in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 13 f. 
210 Weiterführend zu internationalen Rechtsinstrumenten, an die Deutschland gebunden ist, vgl. RefE S. 50 
ff. Zur Vereinbarkeit der RefE mit europäischen und internationalen Vorgaben vgl. RefE, S. 62 f. 
211 Matthias Jahn: „There is no such thing as too big to jail“ – Zu den verfassungsrechtlichen Einwänden 
gegen ein Verbandsstrafgesetz unter dem Grundgesetz, in: Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, Das Unterneh-
mensstrafrecht und seine Alternativen, 2016, S. 55 
212 Trüg, ZWH 2011, S. 11. 
213 Ebd., S. 13. 
214 BGH, Beschluss v. 10.08.2011 – KRB 55/10 (Industrieversicherer) und BGH, Beschluss v. 10.08.2011 – 
KRB 2/10 (Transportbeton). 
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eingingen.215 Im November 2013 wurde auf Vorschlag des nordrhein-westfälischen Jus-

tizministeriums der „Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der strafrechtlichen Verant-

wortung von Unternehmen und sonstigen Verbänden“ des Landes Nordrhein-Westfalen 

vorgelegt und kontrovers diskutiert.216 Dieser Entwurf eines Verbandsstrafgesetzbuches 

stellte einen ersten konkreten Reformvorschlag dar. Die 84. JuMiKo 2013 fasste den 

Beschluss, ihn „als taugliche Grundlage für die weitere rechtspolitische Diskussion um 

die Verbandsstrafe“217 anzusehen, was allerdings „zunächst keine epochale Wende“218 

herbeiführte. Der Entwurf selbst wurde dem Bundesrat nicht zugeleitet.219 Trotz der feh-

lenden Umsetzung kann der Gesetzesentwurf als wesentlicher Diskussionsanstoß ver-

standen werden, der die fachliche und politische Debatte vorantrieb. 

Der Koalitionsvertrag von 2013 sah dann ausdrücklich die Prüfung eines Unternehmens-

strafrechts für Konzerne vor. Das Ansinnen wurde „gehört“220, blieb aber abermals ohne 

Umsetzung. Ebenfalls auf das Jahr 2013 datiert ein Antrag der SPD-Bundestagsfraktion, 

„ein schlüssiges Konzept zur effektiven Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität in 

Deutschland zu entwickeln“221 und die Einführung eines Unternehmensstrafrechts zu 

prüfen, alternativ „das Ordnungswidrigkeitenrecht zu überarbeiten“.222 2014 folgte ein 

Gesetzgebungsvorschlag des Bundesverbands der Unternehmensjuristen für eine Än-

derung der Regelungen in §§ 30, 130 OWiG, 2016 dann ein Gesetzesentwurf des Deut-

schen Instituts für Compliance, der Anreize für Unternehmen setzen sollte, Compliance-

Maßnahmen einzuführen.223 2017 legte die Forschungsgruppe Verbandsstrafrecht den 

spezialpräventiv orientierten224 „Kölner Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes“ vor. 

Dieser knüpfte an Verbandsverfehlungen an, die mit höchstens 15 Prozent des Ver-

bandsumsatzes sanktioniert werden sollten, §§ 3 f. des Kölner Entwurfs.225 Die „Frank-

furter Thesen“ aus dem Jahr 2018 schlugen eine „neue, parastrafliche Gesamtstrate-

gie“226 auf der Grundlage eines zweistufigen Folgenverantwortungsdialoges vor, denn 

die Autoren hielten weder eine weitere Ergänzung des Ordnungswidrigkeitenrechts noch 

ein Unternehmensstrafrecht für zielführend. Auf der ersten Stufe des Dialogs stand im 

 
215 Vgl. Eidam/Eidam Kap. 5 Rn. 421. 
216 Zu einer Einführung in das Konzept vgl. Jahn/Pietsch, Der NRW-Entwurf für ein Verbandsstrafgesetz-
buch, 2015, S. 1-4. 
217 Jahn, in: Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, Das Unternehmensstrafrecht und seine Alternativen, 2016, S. 
55. 
218 Ebd. 
219 Vgl. Hoven/Kubiciel, Stgn. 17/89 Landtag NRW, 2017, S. 1. 
220 Jahn, in: Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, Das Unternehmensstrafrecht und seine Alternativen, 2016, S. 
56. 
221 Antrag der SPD-Fraktion, Wirtschaftskriminalität effektiv bekämpfen, BT-Drs. 17/13087, 16.04.2013, S. 
3, http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/130/1713087.pdf, 10.03.2020. 
222 Vgl. ebd., S. 4. 
223 Vgl. RefE, S. 53. 
224 Vgl. DAV, Stgn. 7/2020, S. 14. 
225 Vgl. Henssler/Hoven/Kubiciel/Weigend: Kölner Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes, 2017. 
226 Jahn/Schmitt-Leonoardy/Schoop, wistra 2018, S. 27. 
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Rahmen „objektiver Sorgfaltsstandards […] das Absenken der Schadenseintrittswahr-

scheinlichkeit“227. Erst auf der zweiten Stufe sollte dem Unternehmen ab dem Moment 

„relevanter kritischer Rückmeldung“228 oder Irritation eine höhere Verantwortung für eine 

„effektive Kurskorrektur“229 zukommen. Prozessual wurde der Beschuldigtenstatus vor-

geschlagen, um dem Unternehmen durch die damit verbundenen Rechte eine effektive 

Verteidigung zu ermöglichen. 

Mit dem aktuellen Koalitionsvertrag aus dem Jahr 2018230 gewann das Thema erneut an 

Aktualität. Die Neuregelung des Sanktionsrechts für Unternehmen wurde darin veran-

kert, ebenso wie die „Abkehr vom Opportunitätsprinzip“, um eine „bundesweit einheitli-

che Rechtsanwendung“ zu erreichen. Die Erweiterung des Sanktionsinstrumentariums 

mit konkreten und nachvollziehbaren Sanktionsinstrumenten ist ebenso vorgesehen wie 

die künftige Orientierung der monetären Sanktion „an der Wirtschaftskraft des Unterneh-

mens.“ Die Höchstgrenze soll für umsatzstarke Unternehmen „mit mehr als 100 Millionen 

Euro Umsatz […] bei zehn Prozent des Umsatzes liegen.“ Vorgesehen sind zudem die 

öffentliche Bekanntmachung der Sanktionen und Vorgaben für verbandsinterne Unter-

suchungen, die „Anreize zur Aufklärungshilfe“ setzen sollen. Auffällig ist, dass der Begriff 

der Strafe im Wortlaut vermieden wird. Das aktuelle Gesetzesvorhaben wurde zuerst 

von Bundesjustizministerin Katarina Barley und danach von Christine Lambrecht voran-

gebracht231 und mündete bislang in dem vorliegenden Referentenentwurf aus dem Jahr 

2019. Parallel entstand der ebenfalls 2019 veröffentlichte Münchner Entwurf eines Ver-

bandssanktionengesetzes von Frank Saliger und Michael Tsambikakis.232 

4.3 Argumente zum Reformbedürfnis 

Vertreter einer echten Strafbarkeit von Unternehmen halten eine Reform für „überfäl-

lig“233. Neumann konstatiert, dass die Argumente für eine Unternehmensstrafe „eher 

pragmatischer Natur“234 seien, die sich vor allem an spezial- und generalpräventiven 

 
227 Jahn/Schmitt-Leonoardy/Schoop, wistra 2018, S. 29. 
228 Ebd., S. 30. 
229 Ebd. 
230 Im Folgenden vgl. CDU/CSU/SPD: Ein neuer Aufbruch für Europa. Eine neue Dynamik für Deutschland. 
Ein neuer Zusammenhalt für unser Land. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD, 19. 
Legislaturperiode, Berlin 2018, S. 126, Zeilen 5895 ff., über: https://www.bundesregierung.de/breg-
de/themen/koalitionsvertrag-vom-12-maerz-2018-975210, 15.02.2020. 
231 Vgl. Anger, Handelsblatt 2019. 
232 Der Münchner Entwurf wird hier nicht detailliert untersucht, weshalb der Hinweis darauf genügen soll, 
dass er nach dem Wunsch der Autoren als „Gegenentwurf zum Referentenentwurf“ zu lesen ist, Sali-

ger/Tsambikakis/Mückenberger/Huber, Münchner Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes, 2019, Vor-

wort, S. 5. Zu Kritikpunkten am Referentenentwurf s. 5.2.2. 
233 So etwa Hoven/Kubiciel, FAZ 2019. 
234 Neumann, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 15. Ähnlich Vogel: „… dass das 
Thema in Wahrheit eher wenig mit Dogmatik und eher viel mit Kriminalpolitik, aber auch mit Prozessrecht 
und Alternativen zum Unternehmensstrafrecht zu tun habe“, Vogel, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unterneh-
mensstrafrecht, 2012, S. 205.  
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Strafzwecken ausrichten.235 Sie beziehen sich insbesondere auf Ziele wie die „Abkehr 

von Umweltbeeinträchtigungen, eine effektivere Korruptionsbekämpfung und die Verhin-

derung von Wirtschaftsstraftaten im Rahmen der Vermögensdelikte.“236 Nach den Auto-

ren des Kölner Entwurfs sind Unternehmen von besonderer Bedeutung für eine Gesell-

schaft. Straftaten im Kontext von Unternehmen können „weit größere Schäden“237 ver-

ursachen als individuelle Taten, was das geltende Recht nicht ausreichend berücksich-

tige. Selbst Delikte, die hohe materielle und immaterielle Schäden verursachen, können 

nur mit einer Geldbuße belegt werden, was „befremdlich“238 erscheint. Da in Unterneh-

men kriminogene Strukturen und verfestigte Handlungsmuster entstehen können, „die in 

der Fluktuation der Leitungspersonen typischer Weise stabil bleiben“239, liegt die Orien-

tierung am Unternehmen statt an einer austauschbaren natürlichen Person nahe. Häufig 

bemüht wird das geflügelte Wort von der „organisierten Unverantwortlichkeit“240. Darun-

ter wird das Verhalten von Unternehmen verstanden, sich auf solche Weise zu „organi-

sieren, dass die individuelle Zurechnung strafrechtlich relevanter Erfolge erschwert 

wird.“241 Es fragt sich, wie Wirtschaftstäter effektiv abgeschreckt werden können – schon 

Untersuchungen der 1970er Jahre legen nahe, dass die abschreckende Wirkung von 

Geldstrafen grundsätzlich geringer einzuschätzen ist als die von Freiheitsstrafen.242 Es 

sei „davon auszugehen, dass sowohl Manager wie das weitere Publikum die neutrale 

Gewinnabschöpfung wesentlich weniger ernst nehmen als die Unternehmensstrafe im 

eigentlichen Sinne.“243 Der Weg zu konsequenter Verfolgung und höheren Sanktionen – 

möglicherweise Strafen – ergibt sich daraus aber nicht zwingend. Anreize zu selbstre-

gulatorischen Maßnahmen und verstärkten Präventionsbemühungen, die Unternehmen 

aus Reputationsgründen auf sich nehmen, tragen ebenfalls zur Verringerung von Delin-

quenz bei. 

Auch der internationale Druck nimmt zu, weil das klassische Ordnungswidrigkeitenrecht 

„dem internationalen Standard nicht mehr entspricht“244 und auch nach Anhebung der 

Sanktionsobergrenze und Einfügen einer Regelung für die Unternehmensnachfolge mit 

 
235 Strafe ist in den Präventions- bzw. relativen Straftheorien Mittel zum Zweck der Verhinderung künftiger 
Straftaten und folgt dem Grundsatz „Punitur, ne peccetur.“ Die relativen Straftheorien sind der Kritik an der 
fehlenden Anknüpfung an die Tat ausgesetzt – dieser Vorwurf bestünde auch bei einer auf rein präventive 
Erwägungen gegründeten Unternehmensstrafe. Vgl. pointiert bei Bock: „… erst Vergangenheitsorientierung 
legitimiert Strafe“, Bock, Criminal Compliance, 2011, S. 769. 
236 Mulch, Strafe und andere staatliche Maßnahmen gegenüber juristischen Personen, 2017, S. 15. 
237 Vgl. Henssler/Hoven/Kubiciel/Weigend: Kölner Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes, 2017, S. 13. 
238 Ebd. 
239 Neumann, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 15.  
240 Zur Begriffsgenese vgl. Schmitt-Leonardy, ZIS 2015, S. 12, Fn. 26, 29. 
241 Wohlers, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 232. Kritisch Schmitt-Leonardy 
mit der Vermutung, „dass sich dahinter in erster Linie das Problem der Beweisermittlung verbirgt, das im 
Rahmen der Rekonstruktion von Verantwortungsbeiträgen in komplexen Prozessen und der Überlagerung 
formeller Organisation und informellen Regeln einhergeht“, Schmitt-Leonardy, ZIS 2015, S. 13. 
242 Vgl. Schwind, Kriminologie, 2016, § 21, Rn. 46a. 
243 Pieth, KJ 2014, S. 282. 
244 Ebd., S. 278. 
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der 8. GWB-Novelle vom 26. Juni 2013 unter „Konstruktionsmängeln“245 leide. So ist 

nach geltendem Recht eine Verbandsstrafe ausgeschlossen, „wenn die Tat keiner Ein-

zelperson zugerechnet werden kann“246. Individuelle Schuld stehe mithin zu stark im 

Vordergrund, was im Konflikt zu den Vorgaben der OECD stehe.247 Vorzuziehen sei ein 

objektiverer Ansatz, der „zwar auf eine Bezugstat abstellt, die allerdings das Unterneh-

men dafür verantwortlich macht, dass es ein riskantes Betriebsklima toleriert oder das 

Fehlverhalten gar gefördert hat“248. 

Neben diesen Argumenten wird das geltende Recht zudem dahingehend kritisiert, dass 

Komplexe wie Compliance oder interne Untersuchungen nur unzureichend geregelt 

sind. Schmitt-Leonardy resümiert ein „lange moniertes […] Präventionsdefizit für Unter-

nehmen und Verbände.“249 Hoven/Kubiciel kritisieren Schwächen „praktischer Natur“250. 

Dazu gehört die gedeckelte Sanktionshöhe, die kleine und mittlere Unternehmen über-

mäßig stark bis zur Existenzvernichtung belasten kann, während Großunternehmen 

dadurch kaum zu beeindrucken sind. Zwar wird das Instrument der Gewinnabschöpfung 

ausgleichend eingesetzt, dies „vermengt jedoch die Abschöpfung von Gewinnen mit 

dem Gedanken der Strafe und führt überdies in Fällen, in denen der Abschöpfungsanteil 

ungenau oder zu hoch geschätzt wird, zu weiteren Ungleichbehandlungen.“251 Erfahrun-

gen aus der Praxis zeigen die Gefahr, dass es gerade bei einer nicht strafrechtlichen 

Sanktion leichter fallen kann, „sogar sehr hohe Geldsanktionen, bisweilen an den Rand 

der Existenzvernichtung auszusprechen.“252 Auch diese Tendenz kann kleine und mitt-

lere Unternehmen stark belasten, zumal sich die hohen Zahlungen, die immer wieder 

publik werden (wie etwa in den Fällen Siemens oder VW), eher aus der Abschöpfung 

erzielter Gewinne und weniger aus der Sanktion selbst speisen. 

Die erheblichen finanziellen Verluste „können Langzeitfolgen nach sich ziehen, die durch 

individuelle strafrechtliche Haftung nicht adäquat aufgearbeitet werden.“253 Wesentlich 

bemängelt werden das Territorialitätsprinzip, § 5 OWiG, und das weite Ermessen des 

Opportunitätsprinzips, § 47 OWiG, im Ordnungswidrigkeitenrecht, die zur Folge haben, 

dass nicht nur grundsätzlich wenig Einheitlichkeit in der Anwendung besteht, sondern 

insbesondere „transnationale Wirtschaftsstraftaten“254 kaum verfolgt werden können, 

während deutsche Unternehmen international „mit der Verhängung harscher 

 
245 Pieth, KJ 2014, S. 278. 
246 Ebd. 
247 Vgl. OECD, Convention on Combating Bribery of Foreign Public Officials in International Business 
Transactions, 1997, Art. 2, http://www.oecd.org/corruption/oecdantibriberyconvention.htm, 01.03.2020. 
248 Pieth, KJ 2014, S. 280. 
249 Schmitt-Leonardy, ZIS 2015, S. 19. 
250 Hoven/Kubiciel, Stgn. 17/89 Landtag NRW, 2017, S. 2. 
251 Ebd., S. 3. 
252 Pieth, KJ 2014, S. 281. 
253 Ebd., S. 277. 
254 Hoven/Kubiciel, Stgn. 17/89 Landtag NRW, 2017, S. 3. 
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Strafsanktionen durch ausländische Staaten rechnen müssen.“255 Daraus entsteht ein 

Wettbewerbsnachteil. Auch Achenbach spricht sich für Ermessenseinschränkungen – 

allerdings gegen ein Verbandsstrafrecht – aus.256 Die Autoren des Kölner Entwurfs ver-

treten die Ansicht, eine bloße Überarbeitung des Ordnungswidrigkeitenrechts wäre an-

gesichts der Vielzahl von rechtlichen wie praktischen Fragen, die zu bedenken sind, nicht 

sachgerecht.257 

4.4 Argumente contra Verbandsstrafe 

Das „zentrale Gegenargument“258 von v. Savigny stammt bereits aus dem Jahr 1840.259 

Seine Wirkung ist weiterhin zu spüren, insbesondere in Auffassungen, die Handlungs- 

und Schuldfähigkeit von Unternehmen verneinen, vgl. 4.4.1 und 4.4.2. Die Ablehnung 

der Verbandsstrafe also „hat in Deutschland Tradition“260. So votierte der 40. Deutsche 

Juristentag 1953 gegen die Strafbarkeit von Personenverbänden, ebenso später die 

„Große Strafrechtskommission“ und der „Bundestagssonderausschuss für die Straf-

rechtsreform“. Im Jahr 2000 lehnte die „Kommission zur Reform des strafrechtlichen 

Sanktionensystems“ die Verbandsstrafe in ihrem Abschlussbericht nahezu einhellig ab. 

Der Bundesgerichtshof stellte fest, dass die Verbandsstrafe nicht zum deutschen 

Schuld- und Strafbegriff passe.261 Auch in der Lissabon-Entscheidung des Bundesver-

fassungsgerichts wurde bekräftigt, dass Strafe die Willensfreiheit des Menschen voraus-

setze.262  

Grund für diese Haltung sind offensichtlich besondere Legitimationsanforderungen, „de-

nen die Institution der Strafe in der deutschen und deutschsprachigen Diskussion tradi-

tionell unterworfen ist.“263 Anders als bei den Vertretern der Unternehmensstrafe werden 

hier eher absolute Strafzwecke bemüht, „grundsätzliche Erwägungen zur Struktur straf-

rechtlicher Zurechnung, zum Schuldprinzip und damit zur Gerechtigkeit staatlichen 

 
255 Hoven/Kubiciel, Stgn. 17/89 Landtag NRW, 2017, S. 3. 
256 Vgl. Achenbach, Grundfragen des Wirtschaftsstrafrechts, 2018, S. 179. 
257 Vgl. Henssler/Hoven/Kubiciel/Weigend: Kölner Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes, 2017, S. 16. 
258 Vogel, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 206. 
259 „Das Criminalrecht hat zu thun mit dem natürlichen Menschen, als einem denkenden, wollenden, fühlen-
den Wesen. Die juristische Person aber ist kein solches, sondern nur ein Vermögen habendes Wesen, liegt 
also ganz außer dem Bereich des Criminalrechts. Ihr reales Daseyn beruht auf dem vertretenden Willen 
bestimmter einzelner Menschen, der ihr, in Folge einer Fiction, als ihr eigener Wille angerechnet wird. Eine 
solche Vertretung aber, ohne eigenes Wollen, kann überall nur im Civilrecht, nie im Criminalrecht, beachtet 

werden.“ v. Savigny, System des heutigen Römischen Rechts, 1840, S. 312. Ebenfalls gern zitiert wird 

Edward, Lord Thurlow: „Corporations have neither bodies to be punished, nor souls to be condemned, they 
therefore do as they like.“   
(https://www.oxfordreference.com/view/10.1093/acref/9780191826719.001.0001/q-oro-ed4-00010943, 
05.03.2020) 
260 Neumann, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 14. 
261 BGH, Urteil v. 27.10.1953 - 5 StR 723/52. 
262 BVerfG, Urteil v. 30.6.2009 - 2 BvE 2/08. 
263 Neumann, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 14. 
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Strafens.“264 Ein weiterer Einwand gründet sich auf die (nicht konsensfähige265) Über-

zeugung, dass jedenfalls ab den 1990er Jahren „die existierenden Sanktionsinstrumen-

tarien Verfall und Verbandsgeldbuße wirksam sind und von Gerichten, Staatsanwalt-

schaften und Behörden effektiv angewandt werden“266 und keiner Ergänzung bedürfen 

– würde man denn „das vorhandene Instrumentarium nur konsequent anwenden.“267 

4.4.1 Handlungsfähigkeit von Unternehmen 

Ein Hindernis bei der Begründung eines Unternehmensstrafrechts besteht in der 

Schwierigkeit, „bei nicht natürlichen Personen von zurechenbaren Handlungen zu spre-

chen“268. Handlungsfähigkeit ist eine Voraussetzung der Strafbarkeit, und es ist fraglich, 

„ob dem Verband Handlungsfähigkeit zuerkannt werden darf oder nicht.“269 Auch auf den 

Bertelsmann-Lesering-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts sei verwiesen, das 

ausführte: „Die juristische Person ist als solche nicht handlungsfähig.“270 

Hier ergeben sich verschiedene Möglichkeiten. Einerseits kann man die Handlungsfä-

higkeit im wörtlichen Sinne verneinen, andererseits existieren verschiedene Modelle, die 

Handlungsfähigkeit bejahen. Nach dem sog. organizistischen Modell wird von einer re-

alen Verbandspersönlichkeit ausgegangen, der zufolge „der Verband als solcher eine 

eigene soziale Existenz besitzt und deshalb […] von der Rechtsordnung als eigenstän-

diges Subjekt und Objekt“271 zu behandeln ist. Zur Begründung dienen systemtheoreti-

sche Erkenntnisse oder der Verweis auf die Bedeutung der juristischen Personen als 

eigenständige Subjekte sozialer Realität.272 Der Normativismus demgegenüber versteht 

Handlungsfähigkeit abgeleitet als „Resultat normativer Zuschreibungen“273, wonach im 

Grunde die Handlungsfähigkeit aus der Zuerkennung der Strafbarkeit in einer Rechts-

ordnung folgt. Für diese Theorien wird etwa auf die Zurechnungskriterien bei der Mittä-

terschaft und der mittelbaren Täterschaft im Strafecht verwiesen.274 In der Literatur 

 
264 Neumann, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 15. 
265 Sogar konträr Hoven/Kubiciel: „… das derzeit geltende Ordnungswidrigkeitenrecht in der Praxis kein 
wirksames Instrument zur Ahndung von Unternehmenskriminalität darstellt. […] Für Verbände vermag das 
deutsche Recht – anders als etwa das US-amerikanische – damit kaum abschreckende Wirkung zu entfal-
ten“, Hoven/Kubiciel, Stgn. 17/89 Landtag NRW, 2017, S. 5. 
266 Taschke, in: Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, Das Unternehmensstrafrecht und seine Alternativen, 2016, 
S. 48. Zu einem Überblick bedeutsamer Verfahren der letzten zwei Jahrzehnte vgl. ebd., S. 48 ff. m. w. N.  
267 Zeidler/v. Rienen, in: Nietsch, Unternehmenssanktionen im Umbruch, 2016, S. 62.  
268 Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, Vorwort. 
269 Neumann, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 15. 
270 BVerfG, 25.10.1966 – 2 BvR 506/63. 
271 Neumann, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 16, zurückgehend auf Otto von 
Gierke. Diesem Modell stehen erkenntnistheoretische Probleme entgegen, vgl. ebd. 
272 Vgl. Kindler, Das Unternehmen als haftender Täter, 2008, S. 217. 
273 Neumann, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 16. Auch gegen diese Position 
lassen sich erkenntnistheoretische Einwände erheben, vgl. ebd., S. 17. 
274 Vgl. Kindler, Das Unternehmen als haftender Täter, 2008, S. 213. 
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besteht ein „uneinheitliches Meinungsbild“275, aber die Handlungsfähigkeit von Unter-

nehmen wird wohl überwiegend bejaht. 

4.4.2 Schuldfähigkeit von Unternehmen 

Die Betrachtung der Handlungsfähigkeit führt unmittelbar zu der „gewichtigeren“276 

Frage, dem „maßgebliche[n] Problem“277 der Vereinbarkeit der Bestrafung von Unter-

nehmen mit dem Schuldprinzip. Wird sie verneint, „wäre die Strafe eine mit dem Rechts-

staatsprinzip unvereinbare Vergeltung für einen Vorgang, den der Betroffene nicht zu 

verantworten hat."278 Hält man am Schuldprinzip fest – wie es „beinahe einhellig be-

jaht“279 wird – ist es unumgänglich, die Zurechenbarkeit zu Unternehmen zu begründen, 

denn eine „Gesellschaft, die das Schuldprinzip akzeptiert, muss der Versuchung wider-

stehen, für jedes Unglück einen Sündenbock zu suchen.“280 Dann muss „entweder eine 

Vergleichbarkeit mit Individuen auf der Ebene der ‚individuellen Vermeidbarkeit‘ definiert 

werden oder eine überzeugende Begründung dargebracht werden, warum es ausge-

rechnet hier keines grundsätzlich schuldfähigen Akteurs (sui generis) bedarf.“281 

Zunächst ist zu klären, was unter dem im deutschen Recht geltenden Schuldprinzip zu 

verstehen ist. Rechtsdogmatisch bildet sich der Grundsatz „Nulla poena sine culpa“ in 

§ 46 Abs. 1 S. 1 StGB ab. Er hat Verfassungsrang.282 Das Schuldprinzip hat zwei As-

pekte: Schuld ist im Strafrecht nicht nur Voraussetzung der Strafbarkeit, also Grundlage 

der Strafbegründung, sondern auch Maßstab für die Ermittlung des Strafmaßes. Schuld 

ist mithin „sowohl Begründungs- als auch Begrenzungskriterium der Strafe“283 und als 

solches nicht verzichtbar. Die §§ 19-21 StGB, § 3 JGG definieren Schuldunfähigkeit – 

schuldunfähig ist demnach jeder, dem die Fähigkeit fehlt, das Unrecht der Tat einzuse-

hen oder nach dieser Einsicht zu handeln. Herrschend ist der normative Schuldbegriff.284 

Schuld bedeutet demnach die persönliche Vorwerfbarkeit vorsätzlichen oder fahrlässi-

gen Verhaltens. 285 Dieser Schuldbegriff geht von Willensfreiheit aus. Die im Anschluss 

an Erkenntnisse der Hirnforschung, die „gegen den subjektiven Eindruck der Entschei-

dungsfreiheit erhebliche und plausible Einwände formuliert“286 hat, neu ausgerichtete 

Debatte über Willensfreiheit und Determinismus führte unter anderem zu der Frage, ob 

 
275 Jahn/Pietsch, Der NRW-Entwurf für ein Verbandsstrafgesetzbuch, 2015, S.2. 
276 Neumann, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 17. 
277 Kohlhof, Die Legitimation einer originären Verbandsstrafe, 2019, S. 92. 
278 BVerfG, Beschluss v. 25.10.1966 - 2 BvR 506/63. 
279 Jahn/Pietsch, Der NRW-Entwurf für ein Verbandsstrafgesetzbuch, 2015, S. 2. 
280 Keil, Keine Strafe ohne Schuld, keine Schuld ohne freien Willen?, 2010, S. 164. 
281 Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne Strafrecht?, 2013, Rn. 650. 
282 Vgl. Kohlhof, Die Legitimation einer originären Verbandsstrafe, 2019, S. 98 m. w. N.  
283 Ebd., S. 173. 
284 Der normative Schuldbegriff geht auf Reinhard Frank zurück (Über den Aufbau des Schuldbegriffs, 1907). 
Schuld ergibt sich demnach „aus der gesetzlichen Mißbilligung eines bestimmten Handelns“, in: Crei-
felds/Weber 2011, Stichwort „Schuld“. 
285 „Schuld ist Vorwerfbarkeit“, BGH, Beschluss v. 18.03.1952 – GSSt 2/51. 
286 Fischer, Über das Strafen, 2018, S. 30. 
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ein „den Schuldvorwurf begründende[s] Anderskönnen“287 nur als „staatsnotwendige Fik-

tion“ wie bei Eduard Kohlrausch zu sehen ist, was allerdings heute „weithin abgelehnt“288 

wird. Stattdessen werden häufig „agnostische Positionen“289 vertreten. Der Mensch als 

„Akteur, der sich nicht nur frei, sondern auch ‚richtig‘ – also normgemäß – verhalten kann 

und in Bezug darauf sein Gewissen als Erkenntnisquelle zu nutzen vermag“290, ist Be-

zugspunkt. Dieser Schuldbegriff gilt entsprechend im Ordnungswidrigkeitenrecht, wo die 

Schuld als Vorwerfbarkeit bezeichnet wird, „um die mit einer Strafdrohung verbundene 

sozialethische Missbilligung zu vermeiden“291, vgl. § 1 Abs. 1 OWiG. Die ältere Lehre 

des psychologischen Schuldbegriffs betrachtete Schuld als die Beziehung des Täters zu 

seiner Handlung. 

Die dogmatischen Schwierigkeiten ergeben sich nun daraus, dass „natürliche Personen 

und Verbände wesensungleich sind.“292 Die klassischen Schuldbegriffe können daher in 

ihrer etablierten Form nicht auf Unternehmen angewandt werden. Aus diesem Grund 

sind Verbandssanktionen auch bisher „zumeist in Nebengebieten oder im Ordnungswid-

rigkeitenrecht verankert“293. Durch dieses Vorgehen können dogmatische „Konflikte 

überwunden bzw. verschleiert werden“294 – obwohl im Ordnungswidrigkeitenrecht letzt-

lich der gleiche Schuldbegriff angewendet wird. Für Unternehmen kommt keine „höchst-

persönliche Schuld“295 wie beim Menschen in Betracht. Nur ein modifizierter Schuldbe-

griff erlaubt daher die Ausdehnung auf juristische Personen, wofür zwei Ansätze denkbar 

sind. Zum einen kann an der Zurechnungsstruktur angeknüpft werden, wobei der juristi-

schen Person das „Verschulden einer natürlichen Person, einer ‚Leitungsperson‘“296 als 

eigene Schuld zugerechnet wird – wie in § 30 OWiG –, zum anderen am „Inhalt des 

Schuldvorwurfs“297. Bei diesem zweiten Ansatz bestehen allerdings Bedenken, ob „ein 

derart ‚entkernter‘ Schuldbegriff nicht dem substantiellen Schuldbegriff widersprechen 

würde, der dem verfassungsrechtlichen Schuldprinzip zugrunde liegt.“298 Auch bei der 

Vorstellung einer originären Unternehmensschuld wird letztlich „nur eine organisatori-

sche Fehlleistung des Organs als Organschuld zugerechnet.“299 Schließlich wäre eine 

„Entleerung des Begriffs und damit der Institution der Strafe“ auch gegenüber natürlichen 

 
287 Keil, Keine Strafe ohne Schuld, keine Schuld ohne freien Willen?, 2010, S. 166. 
288 Ebd. 
289 Ebd. 
290 Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne Strafrecht?, 2013, Rn. 647. 
291 Creifelds/Weber 2011, Stichwort „Schuld“. 
292 Kohlhof, Die Legitimation einer originären Verbandsstrafe, 2019, S. 93. 
293 Ebd., S. 94. 
294 Ebd. 
295 Sachs, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 200. 
296 Neumann, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 17. Zur kritischen Auseinander-
setzung mit dieser Position ebenso wie zu der Möglichkeit, dass die Frage im Ordnungswidrigkeitenrecht 
anders zu bewerten sein könnte als im Kontext des Strafrechts, vgl. ebd., S. 18 m. w. N. 
297 Ebd., S. 18 f. auch zu Vertretern m. w. N.  
298 Ebd., S. 18. 
299 Bock, Criminal Compliance, 2011, S. 777. 
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Personen zu befürchten.300 Allerdings scheidet ein „Verstoß gegen das Schuldprinzip 

[…] wohl aus, wenn die von der Strafe Betroffenen nach den für ihre Gattung konstituti-

ven Existenzbedingungen gar nicht ‚schuldhaft‘ handeln können.“301 Dies ist gegenüber 

Verbänden der Fall, für die mit einer Strafe „kein persönlicher Vorwurf“302 verbunden sein 

kann. Ein Unternehmenssanktionsrecht, das vom Schuldprinzip gelöst ist, würde wiede-

rum „neuartige Fragen aufwerfen.“303 Kohlhof hält es für die Begründung einer Verbands-

strafe sogar für „unumgänglich, eine Art ‚Schuld‘ des Verbandes zu begründen, die der 

Individualschuld in ihrem Grundverständnis gleich- oder im Kern zumindest nahe-

kommt.“304 

Unternehmen handeln durch Menschen; dennoch können in Unternehmen Strukturen 

entstehen, die „das Verhalten der Einzelnen stark bestimmen können.“305 Aus 

systemtheoretischer Perspektive orientieren sich Unternehmen an dem binären Code 

zahlen/nicht zahlen bzw. haben/nicht haben.306 Zwar richten sich Unternehmen an dem 

Ziel der Gewinnmaximierung aus. Auch Verhaltensweisen wie Risikobereitschaft und 

Gewinnorientierung sind oder waren jedenfalls lange gesellschaftlich anerkannt. Doch 

ob auf Basis dieser Orientierung bereits von einer Determination ausgegangen werden 

kann, die ein Anderskönnen unmöglich macht, erscheint fraglich. Selbst wenn es „einen 

schleichenden Prozess der ‚Verhärtung‘ bzw. ‚Versteifung‘ einer Profitpriorisierung“307 

gibt, so sind doch offenbar Unternehmen auch von einer gewissen Größe vorstellbar, 

die sich „an Gesetze halten auch wenn es ihnen keinen ökonomischen Vorteil bietet.“308 

Schmitt-Leonardy bejaht letztlich den kleinsten gemeinsamen Nenner des 

Schuldbegriffs, „eine – auf Attributionsprozesse gegründete – Teilnahme am 

strafrechtlichen Kommunikationsprozess. Damit geht der Ausschluss einer 

nachgewiesenen, vollkommenen Determinierung des Unternehmens einher – es ist ‚nur‘ 

von einer außergewöhnlich starken Präferenz für einen Code, der dem des Rechts nicht 

entspricht auszugehen und damit bleibt die intranormative Bedeutung des ultra posse 

nemo obligatur erfüllt.“309 Im Ergebnis wird die Schuldfähigkeit von Unternehmen häufig 

verneint oder sehr kritisch betrachtet. 

 
300 Neumann, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 20. 
301 Ebd., S. 19. 
302 Ebd., S. 20. 
303 Sachs, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 203, aus verfassungsrechtlicher 
Perspektive; mit Ausführungen zum Bestimmtheitsgebot (in Hinblick auf alle Sanktionsvoraussetzungen 
ebenso wie auf Verhaltensanforderungen an Unternehmen), zur Verhältnismäßigkeit und Zumutbarkeit, vgl. 
ebd., S. 203 f. 
304 Kohlhof, Die Legitimation einer originären Verbandsstrafe, 2019, S. 92. 
305 Pieth, KJ 2014, S. 277 mit einem Hinweis auf das „Lehrbuchbeispiel“ des Korruptionsfalls Siemens. 
306 Basierend auf den Arbeiten von Niklas Luhmann, vgl. Roth, Die zehn Systeme, 2014, S. 17. 
307 Schmitt-Leonardy, Unternehmenskriminalität ohne Strafrecht?, 2013, Rn. 663. 
308 Ebd., Rn. 663. 
309 Ebd., Rn. 650. 
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4.4.3 Straffähigkeit von Unternehmen 

Ein dritter Einwand bezieht sich auf die fehlende Straffähigkeit und Strafempfänglichkeit 

von Unternehmen, ausgehend davon, dass Unternehmen „Strafen nicht empfinden kön-

nen.“310 Die Bewertung dieser Frage hängt nicht unwesentlich davon ab, ob Strafe Lei-

densfähigkeit voraussetzen oder vielmehr als Übelszufügung definiert werden soll. Auch 

die Erreichung von Strafzwecken sei fraglich, wenn dem Verband sowohl die Fähigkeit 

zu schuldhaftem Handeln als auch die Fähigkeit, Leiden zu empfinden und schließlich 

eine Sühneleistung zu erbringen, fehle. Dem wird entgegengehalten, dass auch Unter-

nehmen ehrfähig sind und mithin Adressaten des sozialethischen Unwerturteils sein kön-

nen. Sie sind zudem Träger eigener Rechte, die beschränkt werden können. Präventive 

Wirkungen seien erreichbar, da Strafen und Reputationsverluste Unternehmen empfind-

lich treffen können.311 Vertreten wird auch, dass ja die Mitglieder der Unternehmen „ih-

rerseits unter den verhängten Sanktionen leiden können.“312 Hier könnte die Gefahr der 

(Mit-)Bestrafung Unschuldiger und ggf. der Verletzung des in Art. 103 Abs. 3 GG veran-

kerten Verbotes der Doppelbestrafung bestehen. Wohlers verweist allerdings auf die Vo-

raussetzung der Identität von Tat und Täter, an der es bei einer Unternehmensstraftat 

fehlt und verneint einen Verstoß gegen das Prinzip „ne bis in idem“.313 Fraglich ist noch, 

ob es gerecht ist, (auch) natürliche Personen wie Arbeitnehmer oder Anteilseigner durch 

die Sanktionierung des Unternehmens zu treffen. Auch dieser Einwand wird von Wohlers 

abgelehnt, da, selbst wenn eine solche vorliegt, „auch die motivierende Betroffenheit 

nicht mit einer Bestrafung des Dritten gleichgesetzt werden kann, sondern eine adäquate 

Folge der Teilhabe am bzw. der Eingliederung in das Unternehmen ist.“314 Zusammen-

fassend kann das Problem der Straffähigkeit von Unternehmen offensichtlich leichter 

überwunden werden als das der Schuldfähigkeit. 

4.5 Zwischenergebnis 

Das vorangegangene Kapitel hat gezeigt, auf welche dogmatischen Hindernisse die Ein-

führung eines Unternehmensstraf- oder -sanktionsrechts in Deutschland stößt. Eine Viel-

zahl von Legitimationsmodellen315 wurde vorgeschlagen, um Verbandsstrafe dogma-

tisch zu konstruieren und die „komplexen Fragen der Zurechnung“316 zu lösen. Dazu 

gehören in verschiedenen Ausprägungen die angesprochenen sog. Identifikationstheo-

rien, in denen der Vorwurf gegenüber dem Verband grundsätzlich mit dem Verhalten der 

 
310 Wohlers, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 233. 
311 Vgl. Kindler, Das Unternehmen als haftender Täter, 2008, S. 286-290. 
312 Wohlers, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 234. 
313 Vgl. ebd., S. 234 ff. 
314 Ebd., S. 238. Vgl. zur Darstellung des Meinungsstreits ebd., S. 236 f. m. w. N. 
315 Eine Darstellung von elf Modellen liefert Mansdörfer, in: Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, Das Unterneh-
mensstrafrecht und seine Alternativen, 2016, S. 120 ff. m. w. N.  
316 Mansdörfer, in: Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, Das Unternehmensstrafrecht und seine Alternativen, 
2016, S. 131. 



 37 

Leitungspersonen begründet wird; die Theorie der realen, überindividuellen Verbands-

persönlichkeit; der systemtheoretisch getragene Schuldvorwurf; das Aggregationsmo-

dell mit einem verbandsspezifischen Surplus und das parastrafrechtliche Modell der Ver-

bandsstrafbarkeit außerhalb des klassischen Straf- und Ordnungswidrigkeitenrechts mit 

einem Folgenverantwortungsdialog. Der Dissens bleibt jedoch bestehen – jedes dieser 

Modelle weist „Vorzüge und Mängel“317 auf; jedes einzelne bedürfte infolgedessen „not-

wendige[r] Ergänzungen.“318 

Insbesondere an der Schuldfähigkeit von Unternehmen und an einer Integration ohne 

Systembrüche in das bereits vorhandene Sanktionssystem im Ordnungswidrigkeiten-

recht scheiterten in der Vergangenheit viele Begründungsversuche, letztlich mit dem Be-

fund, „dass Unternehmen eben doch zu weit davon entfernt sind, Mensch zu sein“319. 

Über Ansätze, die zur Begründung von Verbandsstrafen vorliegen320, konnte bisher of-

fensichtlich keinerlei Einigkeit erzielt werden; die Diskussion wird „seit sechs Jahrzehn-

ten ergebnislos geführt.“321 Selbst wenn man annimmt, dass die dogmatischen Ein-

wände „inzwischen an Gewicht verloren“322 haben und sich der verbreiteten Ansicht an-

schließt, dass gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht und die „Bewältigung der Un-

ternehmenskriminalität […] nicht dem Ordnungswidrigkeitenrecht zugeordnet bleiben“323 

kann, ist daraus noch nicht ableitbar, dass die bestehenden Defizite nur durch eine straf-

rechtliche Lösung zu beheben seien. Unter Berücksichtigung der Annahme, „dass Le-

galverhalten stabiler ist, wenn es aus Einsicht in die Rechtsordnung internalisiert ist“324, 

erklärt sich aus dem Vorangegangenen der langwierige Prozess, Alternativen zu gestal-

ten, ebenso wie der gesetzgeberische Versuch, einen anderen Weg als das klassische 

Strafrecht zu finden und dabei dennoch über „die als Hauptsanktion vorgesehene mo-

netäre Sanktion“325 hinauszugehen, um die Sanktionierung von Unternehmen aktuellen 

Bedürfnissen anzupassen. 

 
317 Mansdörfer, in: Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, Das Unternehmensstrafrecht und seine Alternativen, 
2016, S. 131. 
318 Ebd., S. 132. 
319 Ebd., S. 113. 
320 Wie Kohlhofs retributiv-expressive Verbandsstraftheorie, die an den durch das Unternehmen verursach-
ten sog. Geltungsschaden anknüpft, vgl. Kohlhof, Die Legitimation einer originären Verbandsstrafe, 2019, 
insbes. Kap. 4. 
321 Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, ICC 2018/19, S. 38. 
322 Henssler/Hoven/Kubiciel/Weigend: Kölner Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes, 2017, S. 17. 
323 Schmitt-Leonardy, ZIS 2015, S. 18. 
324 Ebd., S. 11. 
325 Wohlers, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 239. Ergänzend zur Buße sind 
die Institute der Einziehung und des Verfalls benannt, die auch auf juristische Personen angewendet wer-
den. 
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5 Zum Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Unterneh-
menskriminalität 

Den Inhalt dieses Kapitels bildet die Betrachtung des wesentlichen Regelungsgehalts 

des vom BMJV im August 2019 vorgelegten Referentenentwurfs eines Gesetzes zur 

Bekämpfung der Unternehmenskriminalität326, dessen Kern ein Verbandssanktionenge-

setz bildet.327 Im Anschluss werden ausgewählte Reaktionen auf den Entwurf ausgewer-

tet, wobei nicht nur die Fachpresse, sondern auch die allgemeine Presse berücksichtigt 

wird. Herausforderungen, die sich etwa für Unternehmen ergeben, werden anhand der 

geplanten Regelungen erörtert. 

5.1 Vorstellung des Referentenentwurfs 

Der „offenbar nicht definitive[…], aber vollständig ausgearbeitete[…]“328 Referentenent-

wurf des BMJV datiert auf den Bearbeitungsstand des 15. August 2019 und umfasst 147 

Seiten. In seinem Art. 1 findet sich das geplante Gesetz zur Sanktionierung von ver-

bandsbezogenen Straftaten (Verbandssanktionengesetz – VerSanG-E), gegliedert in 69 

Paragraphen und sieben Teile: (1) Allgemeine Vorschriften, (2) Voraussetzungen der 

Sanktionierung; Ausfallhaftung, (3) Rechtsfolgen, (4) Verjährung, (5) Zuständigkeit und 

Verfahrensvorschriften, (6) Verbandssanktionenregister und (7) Schlussbestimmungen. 

Es folgen notwendige Anpassungen von Rechtsvorschriften, u. a. des OWiG und GWB, 

in den Art. 2 bis 14 und eine Regelung zum Inkrafttreten in Art. 15. Im zweiten Teil des 

Entwurfs ist die ausführliche Begründung dargelegt. In einem Allgemeinen Teil ab Seite 

50 wird auf die Erforderlichkeit von Verbandssanktionen und auf das geltende Recht 

eingegangen, bevor der wesentliche Inhalt des Entwurfs und die möglichen Alternativen 

zu dem geplanten Gesetz erläutert werden. Daran schließen sich Anmerkungen zu Ge-

setzgebungskompetenz, Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völ-

kerrechtlichen Verträgen sowie zu Gesetzesfolgen an. Der Besondere Teil ab Seite 71 

umfasst dann die Begründung der geplanten Regelungen im Einzelnen. 

5.1.1 Erforderlichkeit und Ziele 

Mit dem Verbandssanktionengesetz soll ein Teil des Ordnungswidrigkeitenrechts her-

ausgelöst werden, um die Sanktionierung von Verbänden erstmals auf eine eigenstän-

dige materiell-rechtliche Grundlage zu stellen und dem Legalitätsprinzip zu 

 
326 Fischer weist auf eine „stets zunehmende Anzahl von strafrechtlichen Änderungsgesetzen hin, die im 
Titel den Begriff ‚Bekämpfung‘ tragen“ hin, Fischer, Über das Strafen, 2018, S. 281. „Strafgesetze, die schon 
im gesetzlichen Titel das Wort ‚Bekämpfen‘ zum Leitmotiv erklären, bewegen sich […] von vornherein in 
einem rechtsdogmatischen und -theoretischen Bereich von Polizei- und Sicherheitsrecht […]. Sie signalisie-
ren eine Ausrichtung auf Gefahr und Kampf, auf das ‚Unschädlichmachen‘ von Feinden.“, ebd. S. 281 f. 
327 Auch der RefE verwendet schon einerseits den Begriff des Unternehmens in seinem Titel, andererseits 
in dem geplanten Gesetz den weiteren Verbandsbegriff, vgl. 2.1. 
328 Rübenstahl, ZWH 2019, S. 233. 
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unterwerfen.329 Dadurch soll größere Einheitlichkeit in der Anwendung erreicht werden. 

Auch die Förderung und Honorierung330 von Compliance-Maßnahmen gehört zu den 

Zielen des Entwurfs. Gleichzeitig sollen Anreize für interne Untersuchungen mit dem 

Ziel, Straftaten aufzuklären, geschaffen werden. Bestandteil des neuen Instrumentari-

ums sind „erstmals verbandsspezifische Zumessungskriterien sowie ein Verbandssank-

tionenregister.“331 Mittelbar dient der Entwurf darüber hinaus dem „Schutz des fairen 

Wettbewerbs und damit der marktwirtschaftlichen Ordnung sowie dem Schutz der 

rechtstreuen Unternehmen und deren Eignern und Arbeitnehmern.“332 Gleichzeitig soll 

eine „angemessene Ahndung von Verbandsstraftaten“333 ermöglicht werden, die mit den 

derzeitigen Regelungen nicht realisierbar erscheint. Die aufgeführten Kritikpunkte ent-

sprechen grundsätzlich denjenigen, die sich bereits in der gesamten Reformdebatte 

zeigten. Derzeit liegt „die Verfolgung auch schwerster Unternehmenskriminalität“334 im 

Ermessen der Behörden, weshalb die Ahndung uneinheitlich und unzureichend erfolgt. 

Das Ordnungswidrigkeitenrecht, das für bloßes Verwaltungsunrecht konzipiert wurde, 

stellt „keine zeitgemäße Grundlage […] für die Verfolgung und Ahndung von kriminellem 

Verbandsverhalten“335 mehr dar. In einem Interview mit dem Handelsblatt erläutert die 

Bundesjustizministerin die Intention, all die Unternehmen, die sich rechtstreu verhalten. 

schützen zu wollen, während sie gegen die anderen „hart vorgehen können“336 möchte. 

Hinsichtlich des geltenden Rechts erkennt der Entwurf „erhebliche Defizite […]. Prob-

leme ergeben sich insbesondere bei der Anwendung auf Auslandstaten, dem Rechtsfol-

geninstrumentarium, der Rechtsnachfolge sowie dem Verfahren und bei der Berücksich-

tigung von Compliance-Maßnahmen.“337 So können Straftaten im Ausland praktisch nur 

dann mit Verbandsgeldbuße belegt werden, wenn der Täter die deutsche Staatsange-

hörigkeit besitzt. Unzureichend seien zudem die starre Obergrenze sowie das Opportu-

nitätsprinzip, das praktisch zu einer Ungleichbehandlung führe. Im Bereich der Rechts-

nachfolge wird der Spielraum für Unternehmen bemängelt, sich durch andere Formen 

der Umstrukturierung als Aufspaltung gem. § 123 UmwG der Verbandsgeldbuße zu ent-

ziehen. Hinsichtlich der Compliance fehle es an einer ausdrücklichen Regelung sowie 

an einer gefestigten Rechtsprechung.338 

Der Entwurf benennt drei Alternativen zu den Vorschlägen: Die Beibehaltung der gelten-

den Rechtslage, die für unzureichend erklärt wird, Änderungen und Ergänzungen des 

 
329 Vgl. RefE, S. 1, 50. 
330 Vgl. Anger/Neuerer, Handelsblatt 2019. 
331 RefE, S. 1. 
332 Ebd., S. 50. 
333 Ebd., S. 1, 50. 
334 Ebd., S. 1, 50. 
335 Ebd., S. 1, 50. 
336 Anger/Neuerer, Handelsblatt 2019. 
337 RefE, S. 53.,  
338 Vgl. Ebd., S. 54 f. 
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Ordnungswidrigkeitengesetzes, die „an der ungeeigneten Verbandsgeldbuße sowie dem 

Opportunitätsprinzip festhalten müssten“339, und schließlich ein Unternehmensstraf-

recht, was derzeit aber „nicht zwingend geboten“340 scheint. Die Sanktionen nach dem 

Verbandssanktionengesetz werden, wie sich bereits aus dieser Formulierung ergibt, 

nicht als Unternehmensstrafe verstanden. 

5.1.2 Zentrale Regelungen 

Das Gesetz zur Sanktionierung von verbandsbezogenen Straftaten findet nur auf Straf-

taten Anwendung, vgl. § 1 VerSanG-E. Bei bloßen Ordnungswidrigkeiten soll es bei der 

Verbandssanktion nach § 30 OWiG bleiben. Es besteht aber ein Vorrang des Verbands-

sanktionengesetzes. So soll auch dem § 21 OWiG ein neuer Absatz 3 hinzugefügt wer-

den, der bei gleichzeitigem Vorliegen von Ordnungswidrigkeit und Verbandsstraftat die 

Anwendung des Verbandssanktionengesetzes bestimmt. 

Zentral ist die Vorschrift des § 3 VerSanG-E, der die „bisherige Funktion des § 30 OWiG 

übernimmt“341. Danach wird gegen einen Verband eine Verbandssanktion verhängt, 

wenn jemand entweder als Leitungsperson eine Verbandsstraftat begangen hat oder 

„sonst“, also nicht als Leitungsperson, in Wahrnehmung der Angelegenheiten des Ver-

bands eine Verbandsstraftat begangen hat, sofern Leitungspersonen des Verbands 

diese hätten verhindern oder wesentlich erschweren können, § 3 Abs. 1 Nrn. 1, 2 Ver-

SanG-E. Verbandssanktionen können auch gegen Rechtsnachfolger verhängt werden, 

§ 6 VerSanG-E, der inhaltlich dem bestehenden § 30 Abs. 2a S. 1 OWiG entspricht, 

ergänzt um §§ 31, 54 Abs. 1 S. 3 VerSanG-E.342 Der Verband ist in § 2 Abs. 1 Nr. 1 

VerSanG-E definiert als juristische Person des öffentlichen oder privaten Recht (lit. a), 

nicht rechtsfähiger Verein (lit. b) oder als rechtsfähige Personengesellschaft (lit. c). Der 

Begriff ist inhaltlich identisch mit der Regelung des § 30 OWiG, das dort geltende Rechts-

trägerprinzip wird übernommen.343 Die Leitungsperson bestimmt sich nach § 2 Abs. 1 

Nr. 1 VerSanG-E; auch sie entspricht dem Täter im Sinne des § 30 Abs. 1 OWiG. Die in 

§ 7 VerSanG-E geregelte Ausfallhaftung soll „sanktionsvermeidenden Vermögensver-

schiebungen und Umstrukturierungen entgegenwirken“344 und ist § 81a GWB nachgebil-

det. Nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 VerSanG-E handelt es sich bei einer Verbandsstraftat um 

eine Straftat, durch die Pflichten, die den Verband treffen, verletzt worden sind oder 

durch die der Verband bereichert worden ist bzw. werden sollte. Sie entspricht der An-

knüpfungstat des § 30 Abs. 1 OWiG. Grundsätzlich werden alle Deliktsarten einbezogen, 

 
339 RefE, S. 1. 
340 Ebd., S. 1 f. 
341 Ebd., S. 56. 
342 Vgl. ebd. S. 61. 
343 Ebd., S. 71. 
344 Ebd., S. 81. 
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sodass auch Umwelt- oder Wettbewerbsdelikte in Betracht kommen.345 Ausgeschlossen 

durch § 5 VerSanG-E ist die Verhängung einer Verbandsstrafe, wenn der Täter nicht 

bestraft oder verfolgt werden kann, etwa im Falle hoheitlichen Handelns (Nr. 3) sowie 

von Handlungen der Bundesrepublik Deutschland, von Ländern und von ausländischen 

Staaten (Nr. 4). Verbandsstraftaten im Ausland werden durch § 2 Abs. 2 VerSanG-E 

erfasst, der den räumlichen Anwendungsbereich für inländische Verbände erweitert.346 

Voraussetzung dafür ist u. a., dass der Verband zur Tatzeit einen Sitz in Deutschland 

hatte (Nr. 3). 

Das Sanktionsspektrum wird erweitert, sodass im Katalog des § 8 VerSanG-E drei Arten 

von Verbandssanktionen vorgesehen sind: Die Verbandsgeldsanktion (§ 9 VerSanG-E), 

die Verwarnung mit Verbandsgeldsanktionsvorbehalt (§ 10 VerSanG-E) und die 

Verbandsauflösung (§ 14 VerSanG-E). Verbandssanktionen stellen eine „eigenständige 

Sanktionsart“347 dar und „gehen über die Pflichtenmahnung der Geldbuße des 

Ordnungswidrigkeitenrechts hinaus“348. Die Verbandsgeldsanktion ist an die 

Verbandsgeldbuße angelehnt – so begegnet uns die aus § 30 OWiG bekannte 

Obergrenze von höchstens zehn Millionen Euro bei der Verbandsgeldsanktion in § 9 

Abs. 1 VerSanG-E erneut. Das Mindestmaß beträgt tausend Euro für Vorsatztaten. Für 

Verbände mit einem besonders hohen durchschnittlichen Jahresumsatz von mehr als 

einhundert Millionen Euro, die einen wirtschaftlichen Zweck verfolgen, gilt allerdings eine 

abweichende Regelung. Nach § 9 Abs. 2 VerSanG-E soll im Falle einer Vorsatztat eine 

Sanktion bis zu 10 Prozent des durchschnittlichen Jahresumsatzes möglich sein. 

Maßgeblich ist hierfür der weltweite Konzernumsatz, § 9 Abs. 2 S. 2 VerSanG-E. 

Entsprechende Auskunftspflichten für den Verband ergeben sich aus § 50 VerSanG-E. 

Grundlage für die Bemessung der Verbandsgeldsanktion ist zunächst die Bedeutung der 

Tat, § 16 Abs. 1 Nr. 1 VerSanG-E. Zu den einzubeziehenden Umständen gehören 

daneben auch der Vorwurf, der den Täter trifft, vorausgegangene Verbandsstraftaten 

sowie vor und nach der Tat getroffene Vorkehrungen, die der Vermeidung und 

Aufdeckung von Verbandsstraftaten dienen, § 16 Abs. 2 VerSanG-E. Zwischen 

verbandsbezogenem und täterbezogenem Vorwurf ist zu differenzieren – so sind 

Umstände denkbar, die zwar den individuellen Vorwurf mindern können, aber den 

Verband belasten. Hier ist an eine Verbandsattitüde zu denken, die zu 

Verbandsstraftaten ermutigt. Auch die wirtschaftlichen Verhältnisse des Verbandes sind 

zu berücksichtigen, § 16 Abs. 3 VerSanG-E. Compliance-Maßnahmen können nur dann 

 
345 Vgl. RefE, S. 74. 
346 Vgl. ebd., S. 71. 
347 Ebd., S. 56. 
348 Ebd., S. 56. 
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sanktionsmildernd wirken, wenn sie ordnungsgemäß sind, also keine Defizite aufweisen 

oder gar „nur dazu dienen, um delinquente Strukturen zu überdecken“349.  

Die zweite Möglichkeit der Verwarnung mit Verbandsgeldsanktionsvorbehalt kann bei 

Verbandsstraftaten „im unteren Kriminalitätsbereich“350 verhängt werden, wenn zu er-

warten ist, dass sie ausreicht, um die in Rede stehenden Verbandsstraftaten zukünftig 

zu vermeiden, § 10 Abs. 1 Nr. 1 VerSanG-E. Davon kann insbesondere bei untypischen 

Einzelfällen ausgegangen werden.351 Eine Verwarnung soll aber nicht in Betracht kom-

men, wenn durch „schwerwiegende Besonderheiten des Einzelfalls […] das Vertrauen 

der Bevölkerung in die Unverbrüchlichkeit des Rechts erschüttert werden könnte.“352 Die 

Verbandsgeldsanktion bleibt in diesem Fall für einen Zeitraum zwischen einem und fünf 

Jahren vorbehalten, § 10 Abs. 2 VerSanG-E. Die Verwarnung mit Verbandsgeldsankti-

onsvorbehalt kann mit Auflagen und Weisungen verbunden werden und ist § 59 StGB 

nachgebildet. Besonders Compliance-Maßnahmen können hier berücksichtigt wer-

den.353  

§ 14 VerSanG-E enthält die Möglichkeit der Verbandsauflösung, die nur unter engen 

Voraussetzungen angeordnet werden kann. So setzt die Auflösung voraus, dass ein 

besonders schwerer Fall vorliegt, von Leitungspersonen des Verbandes beharrlich 

erhebliche Verbandsstraftaten begangen worden sind (Nr. 3) und nach der 

Gesamtwürdigung aller Umstände die Gefahr besteht, dass bei Fortbestand des 

Verbandes weiter erhebliche Verbandsstraftaten begangen werden, § 14 Abs. 1 Nrn. 2-

4 VerSanG-E. Diese „Ultima Ratio“354 soll nur in Betracht kommen, wenn die Taten die 

„gesamte Struktur des Verbandes beziehungsweise dessen Tätigkeit durchdringen“355. 

Bei einer großen Zahl von Geschädigten ist als Nebenfolge die Möglichkeit der 

öffentlichen Bekanntmachung der Verurteilung in § 15 VerSanG-E vorgesehen. Nach 

der Gesetzesbegründung ist hier gerade kein Pranger gewünscht, sondern die 

Information betroffener Personen.356 Die §§ 17 ff. VerSanG-E enthalten Regelungen zu 

verbandsinternen Untersuchungen, mit denen ein „rechtssicherer Rahmen“357 

geschaffen werden soll. Diese können sowohl durch den Verband als auch extern 

durchgeführt werden, § 17 VerSanG-E. Sie sollen dabei nicht die Ermittlungen der 

Verfolgungsbehörde ersetzen, sondern die Sachverhaltsaufklärung unterstützen.358 

 
349 RefE, S. 95. 
350 Ebd., S. 83. 
351 Vgl. ebd., S. 86. 
352 Ebd., S. 86, 89. 
353 Vgl. ebd., S. 57. 
354 Ebd., S. 84. 
355 Ebd., S. 90. 
356 Vgl. ebd., S. 91. 
357 Ebd., S. 97. 
358 Vgl ebd., S. 99. 
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Unter den engen Vorgaben des § 18 VerSanG-E, der qualitative Anforderungen benennt, 

kann das Gericht die Verbandssanktion um die Hälfte mindern, § 19 VerSanG-E. Das 

Mindestmaß entfällt. Der Verband müsste hierzu wesentlich zur Aufklärung der 

Verbandsstraftat beitragen und uneingeschränkt mit den Verfolgungsbehörden 

zusammenarbeiten, etwa durch Zwischenberichte.359 Die Milderung kommt dagegen 

nicht in Betracht, wenn der Sachverhalt bereits durch die Verfolgungsbehörde selbst 

aufgeklärt wurde.360 § 18 Abs. 1 Nr. 5 VerSanG-E enthält auch Regelungen zum 

Mitarbeiterschutz, etwa ein Auskunftsverweigerungsrecht (lit. c). Zeigt der Verband die 

Durchführung verbandsinterner Untersuchungen an, so kann die Verfolgungsbehörde 

bis zu deren Abschluss von der Verfolgung absehen, § 42 Abs. 1 VerSanG-E. Gem. § 

25 Abs. 1 VerSanG-E gelten grundsätzlich die Vorschriften der Strafprozessordnung und 

des Gerichtsverfassungsgesetzes. Dies sei „sachgerecht, da die Sanktionierung des 

Verbandes an eine Straftat anknüpft.“361 Die Anwendung der Vorschriften wird aber an 

das „Wesen der Verbände“362 angepasst. Die Vorschriften müssen also ihrer Natur nach 

auf Verbände anwendbar sein. Durch § 25 Abs. 2 VerSanG-E sind etwa in das Post- und 

Telekommunikationsgeheimnis eingreifende Ermittlungsmaßnahmen ausgeschlossen. 

In Verbindung mit § 152 Abs. 2 StPO soll künftig das Legalitätsprinzip entsprechend 

gelten, was sich auch aus der Formulierung „wird […] verhängt“ des § 3 VerSanG-E 

ergibt.363 Der betroffene Verband wird zudem prozessual dem Beschuldigten 

gleichgestellt, da nach § 28 VerSanG-E die Vorschriften der Strafprozessordnung über 

den Beschuldigten entsprechend anzuwenden sind. Ebenfalls in Anlehnung an die 

Vorschriften der Strafprozessordnung können die Einstellungsgründe aus 

Opportunitätsgründen der §§ 153 ff. StPO Anwendung finden, sofern sie keine Schuld 

voraussetzen, vgl. §§ 36 ff. VerSanG-E. Knüpfen die Vorschriften an die Schuld des 

Täters an, wurden verbandsspezifische Sonderregelungen geschaffen.364 Da 

bestehende Register „weder nach Inhalt und dem Zweck der Eintragungen noch nach 

dem Kreis der Betroffenen“365 geeignet scheinen, Verbandssanktionen zu integrieren, 

führt nach § 55 VerSanG-E das Bundesamt für Justiz das Verbandssanktionenregister, 

in dem rechtskräftige gerichtliche Entscheidungen über die Verhängung von 

Verbandssanktionen, aber auch über die Festsetzung von Geldbußen nach § 30 OWiG, 

sofern diese mehr als 300 Euro beträgt, enthalten sind. Es sollen also nur „Verfehlungen 

von einigem Gewicht“366 erfasst werden. 

 
359 Vgl. RefE, S. 100. 
360 Vgl. ebd., S. 99. 
361 Ebd., S. 58. 
362 Ebd., S. 109. 
363 Vgl. ebd., S. 59. 
364 Vgl. ebd., S. 115. 
365 Ebd., S. 61, 126. 
366 Ebd., S. 126. 



 44 

5.2 Reaktionen auf den Entwurf 

Da die Sanktionierung von Unternehmen nicht nur von akademischem Interesse ist, wer-

den nachfolgend ausgewählte Reaktionen auf den Referentenentwurf nach allgemeiner 

und Fachpresse unterschieden. Als maßgeblich für die Abgrenzung wurde der haupt-

sächliche Adressatenkreis des jeweiligen Artikels gewählt. 

5.2.1 Allgemeine Presse 

Bereits im August erschienen mehrere Artikel in großen Zeitungen, die den Referenten-

entwurf zum Verbandssanktionengesetz „vulgo Unternehmensstrafrecht“367 vorstellten 

und kommentierten. Verschiedene Artikel drücken die Erwartung aus, dass, obgleich der 

Entwurf noch das Gesetzgebungsverfahren zu durchlaufen hat sowie „verfassungsrecht-

liche, gesetzestechnische und rechtspolitische Bedenken ausgeräumt“368 werden müs-

sen, „die grundlegenden Prinzipien erhalten bleiben“369 werden. Es könnte „damit ge-

rechnet werden, dass das neue Gesetz zumindest in ähnlicher Form kommen wird.“370 

Positiv merkt die Süddeutsche Zeitung an, dass der Entwurf auf eine Kooperation von 

Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlern zurückgeht, weil statistische Analysen und Da-

ten als Grundlage des Entwurfs dienten. Wirtschaftliche Folgen seien in der Vergangen-

heit nicht immer ausreichend berücksichtigt worden.371 Das Handelsblatt kommentiert, 

dass „Teile der Wirtschaft selbst mitverursacht“372 haben, was nun Gesetz werden soll, 

und verweist auf Skandale der jüngeren Vergangenheit wie die Abgasmanipulationen 

sowie auf den Eindruck, „dass die Konzerne versuchen, die Schuld bei einzelnen Mitar-

beitern abzuladen.“373 Die Süddeutsche Zeitung jubelt: „Endlich ein echtes Drohszena-

rio“374. Betont wird die Höhe der möglichen Sanktionen („spürbar höher“375), die offen-

sichtlich „wirklich schmerzen“376 sollen und „durchaus geeignet, Unternehmen zu mehr 

Verantwortung zu bewegen“377, erscheinen. Die geplanten Regelungen werden in Kon-

trast zu dem bisherigen „laschen“378, „überholte[n] und schwache[n]“379 Ordnungswidrig-

keitenrecht gesetzt. Die Ultima-Ratio-Option der Verbandsauflösung würde bedeuten, 

dass „auch Unschuldige ihren Arbeitsplatz verlieren.“380 Aus einem Artikel in der Welt 

 
367 v. Busekist et al., FAZ, 2019. 
368 Ebd. 
369 Oberndörfer, Welt 2019. 
370 v. Busekist et al., FAZ 2019. 
371 Vgl. Brinkmann, SZ 2019. 
372 Anger, Handelsblatt 2019. 
373 Ebd. 
374 Brinkmann, SZ 2019. 
375 v. Busekist et al., FAZ 2019. 
376 Oberndörfer, Welt 2019. 
377 Anger, Handelsblatt 2019. 
378 Brinkmann, SZ 2019. 
379 Hoven/Kubiciel, FAZ 2019. 
380 Brinkmann, SZ 2019. 
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ergibt sich allerdings die Vermutung, dass diese Option aufgrund ihrer Voraussetzungen 

in der Praxis „keine allzu große Rolle spielen“381 wird. 

Kritisch wird angemerkt, dass der Entwurf „über den Koalitionsvertrag hinaus“382 sogar 

die Verfolgung nicht rechtsfähiger Vereine und von Kommunen vorsieht. Ein geeignetes 

CMS und interne Untersuchungen werden als „entscheidende Bausteine […], um in den 

Genuss von Sanktionsmilderungen zu kommen“383, eingeschätzt. Unternehmen müssen 

sich auf „zukünftig deutlich [häufigere] Ermittlungsmaßnahmen“384 einstellen. Das Han-

delsblatt erwartet, dass Unternehmen „nicht begeistert sind, wenn sie sich nun noch 

stärker um ihre Compliance-Maßnahmen kümmern müssen.“385 Denn die Compliance-

Pflichten treten „neben Berichtspflichten zu Umwelt-, Arbeitnehmer- und Sozialbe-

lange[…], die Datenschutz-Grundverordnung und viele andere Bürokratiemonster, die 

die Unternehmen ohnehin stark belasten.“386 

Der Entwurf ist allerdings auch teilweise heftiger Kritik ausgesetzt, die Hoven/Kubiciel in 

der Frankfurter Allgemeinen Zeitung zusammenfassen.387 Vorwürfe richten sich darauf, 

dass hinter dem Entwurf primär fiskalische Interessen stünden oder dass damit Unter-

nehmen unter Generalverdacht gestellt werden sollen. Der Artikel verteidigt den Entwurf 

mit dem Argument, dass viele Verbände gar nicht in den Anwendungsbereich des Ge-

setzes gelangen würden. Trotzdem wäre es verfehlt, „von vornherein auf die Möglichkeit 

einer effektiven Sanktionierung“388 zu verzichten. Letztlich sei der Entwurf „richtig und 

[…] alternativlos.“389 Bedenken ließen sich unter der Frage „Warum und zu welchem 

Zweck sollen Verbände überhaupt sanktioniert werden?“390 subsumieren. Wie bereits 

unter 4.3 und 4.4 angesprochen, folgen die Vertreter absoluter bzw. relativer Straftheo-

rien tendenziell entsprechenden Argumenten. Benannt werden Bedenken gegen die 

weitgehenden Beschlagnahme- und Verwertungsmöglichkeiten der Staatsanwaltschaft, 

aber auch gegen die umfassenden Auskunftspflichten von Unternehmen. Die Bundes-

justizministerin selbst spricht von vielen positiven und insgesamt sehr differenzierten 

Rückmeldungen aus der Wirtschaft, aber auch von negativen Stimmen aus den Reihen 

der Verbandsvertreter.391 

 
381 Oberndörfer, Welt 2019. 
382 Elisabeth Winkelmeier-Becker, zitiert nach Amann, Spiegel 2019. 
383 v. Busekist et al., FAZ 2019. 
384 Ebd. 
385 Anger, Handelsblatt 2019. 
386 Ebd. 
387 Hoven/Kubiciel, FAZ 2019. 
388 Ebd. 
389 Ebd. 
390 Ebd.  
391 Angerer/Neuerer, Handelsblatt 2019. 
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5.2.2 Fachpresse und Stellungnahmen 

Die Legal Tribune Online bezeichnet den Referentenentwurf als „Mix aus drakonischen 

Strafen und erheblichen Anreizen“392. Positiv wird hier hervorgehoben, was von anderer 

Seite kritisiert wird, nämlich die Differenzierung auf Rechtsfolgenseite nach Umsatz-

stärke. Die Verbandsauflösung und die öffentliche Bekanntmachung als „Naming and 

Shaming“, das den Verband „stigmatisiert“393, werden dagegen abgelehnt. Der Entwurf 

trage „deutlich die Handschrift des Kölner Entwurfs“394 und könne ein „differenziertes 

gesetzliches Regelwerk“395 werden – auch wenn die Autoren sowohl an der Notwendig-

keit der Neuregelung als auch an einem deutlichen Abschreckungseffekt Zweifel äußern. 

Die Artikel in juristischen Fachzeitschriften liegen zeitlich einige Wochen bis Monate 

nach den Artikeln der allgemeinen Presse, was wenig überrascht, setzen sie sich doch 

vertiefter mit den Inhalten des Referentenentwurfes auseinander und erheben auch 

durchaus den Anspruch, eine „umfassende kritische Würdigung“396 zu leisten. 

Achenbach kritisiert an dem vorgelegten Entwurf vornehmlich die Nichtberücksichtigung 

großer Ordnungswidrigkeiten. Er bezieht sich hierbei auf die „Möglichkeit gigantischer 

Verbandsgeldbußen“397, wie sie bei Kartellrechtsverstößen im Wettbewerbsrecht und im 

Kapitalmarktrecht geschaffen wurden und mit denen sogar Geldbußen „in 

Milliardenhöhe künftig nicht ausgeschlossen erscheinen.“398 Daher hält Achenbach ein 

„Gesetz zur Bekämpfung der schwerwiegenden Unternehmensdelinquenz“399 für eher 

erforderlich und macht Vorschläge zur Abgrenzung solcher schwerwiegender 

Zuwiderhandlungen. In Anbetracht des „weit vorangeschrittenen Denk- und 

Formulierungsprozesses“400 für das Verbandssanktionengesetz spricht er sich für eine 

Ergänzung des Ordnungswidrigkeitengesetzes in Gestalt „besondere[r] 

Verfahrensregeln für schwerwiegende Ordnungswidrigkeiten“401 aus. Weitere 

Kritikpunkte, die Achenbach benennt, beziehen sich auf die Rechtsnachfolgeregelung, 

die bestehende Lücken nicht schließe, sondern nur die kartellrechtliche Ausfallhaftung 

importiere, auf das umsatzbezogene Sanktionshöchstmaß, dessen „Höhe nichts mit den 

Parametern der konkreten Anknüpfungstut zu tun hat“402, sowie auf die Vorschläge zu 

 
392 Gercke/Grözinger, LTO 2019. 
393 Ebd. 
394 Ebd. 
395 Ebd. 
396 Rübenstahl, ZWH 2019, S. 233. 
397 Achenbach, ZIS 2020, S. 2. 
398 Ebd. 
399 Ebd., S. 4. 
400 Ebd., S. 5. 
401 Ebd. 
402 Ebd., S. 6. 
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verbandsinternen Untersuchungen, durch die „nur eine Reduktion […] auf immerhin 

noch 5 % des durchschnittlichen Umsatzes“403 erreicht werden kann. 

Die sehr praxisnahe Kritik von Schmitz setzt vornehmlich an den Anforderungen für eine 

Milderung nach § 18 VerSanG-E an. Die engen Voraussetzungen scheinen ihm eine 

„bedingungslose Kooperation, oder besser gesagt, Kapitulation“404 vorauszusetzen. 

Schmitz kritisiert wie Achenbach, dass selbst bei tadellosestem Verhalten das Unterneh-

men bestenfalls die Halbierung des Höchstmaßes erreichen kann („… könnte ein 

schlechtes Geschäft sein.“405) Problematisch erscheint ihm schließlich, dass künftig 

sämtliche Unterlagen, die im Rahmen von internen Untersuchungen entstehen, be-

schlagnahmefähig sein sollen.406 Bisher war strittig, ob das möglich ist.407 Schmitz er-

wartet mit der Neuregelung eine „erhebliche Schlechterstellung von Unternehmen“408 

und stellt infrage, ob die zu erwartende „Verfahrenswelle“409 von den vorhandenen Res-

sourcen der Justiz bewältigt werden kann. Der Entwurf sei „von Misstrauen gegenüber 

Verbänden und ihren Beratern gekennzeichnet“410 und zeige „wenig Verständnis für Be-

lange von Unternehmen“411. 

Rübenstahl geht trotz kritischer Reaktionen der CDU/CSU von einem „recht weitge-

hende[n] Konsens“412 der Regierungsfraktionen hinsichtlich der Regelung des Referen-

tenentwurfs aus. Sehr kritisch sieht er den weiten Anwendungsbereich des Verbands-

sanktionengesetzes. Die Einbeziehung etwa von Gemeinden und Landkreisen sowie 

Universitäten und vergleichbaren Körperschaften könnte dazu führen, dass der Staat 

sich „faktisch selbst belasten würde“413; eine „Schädigung des jeweiligen öffentlichen 

Haushalts“414 könnte die Folge sein, auch der spezialpräventive Zweck sei hier fraglich. 

Nach Rübenstahl wären gerade für Wirtschaftsstraftaten besonders anfällige Bereiche 

wie Beschaffung oder fiskalische Hilfstätigkeiten nicht von der Einschränkung des § 5 

Nr. 3 VerSanG-E erfasst. Er vermisst weiterhin einen eingrenzenden Straftatenkatalog, 

da die Einbeziehung sämtlicher Straftatbestände zu einer „völligen Überlastung der 

Strafverfolgungsbehörden mit von Amts wegen zu prüfenden […] Verfahrenseinleitun-

gen“415 führen würde, die zudem „im Hinblick auf praktische Bedürfnisse“416, nämlich die 

 
403 Achenbach, ZIS 2020, S. 6. 
404 Schmitz, WiJ 2019, S. 154. 
405 Ebd., S. 158. 
406 Vgl. Schmitz, WiJ 2019, S. 154, 161. 
407 Vgl. ebd., S. 161. 
408 Vgl. ebd., S. 162. 
409 Ebd., S. 165. 
410 Ebd. 
411 Ebd. 
412 Rübenstahl, ZWH 2019, S. 233. 
413 Ebd., S. 234. 
414 Ebd. 
415 Ebd., S. 237. 
416 Ebd. 
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überschaubare Zahl relevanter Straftatbestände, vermeidbar erscheint. Ein weiterer Kri-

tikpunkt richtet sich auf die Bemessung der Verbandsgeldbuße für umsatzstarke Unter-

nehmen. So sei einerseits der Umsatz als (einzige) Kennzahl keineswegs geeignet, um 

die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eines Unternehmens zu bestimmen. Zum anderen 

sei „nicht nachvollziehbar, dass für alle vorsätzlichen Verbandsstraftaten […] der enorme 

Sanktionsrahmen […] zur Verfügung stehen soll“417 – ungeachtet des Unrechtsgehalts 

der Tat. Auch Rübenstahl hält die Verbandsauflösung nach § 14 VerSanG-E „für sub-

stanzhaltige Unternehmen der Realwirtschaft [für] nahezu ausgeschlossen“418. Die vor-

gesehene öffentliche Bekanntmachung nach § 15 VerSanG-E dagegen könnte Gerichte 

vor „schwierige Abwägungsentscheidungen“419 stellen, zumal damit letztlich doch die ei-

gentlich nicht bezweckte Prangerwirkung verbunden sei. Rübenstahl zieht das Fazit, 

dem Entwurf sei „eine grundlegende Überarbeitung zu wünschen.“420 

Neben der CDU/CSU wird auch seitens der Wirtschaft vehemente Ablehnung laut.421 

Nach Rebehn hat darüber hinaus die Justiz „erhebliche Bedenken“422 und warnt vor 

Überlastungen, da die Zahl aufwendiger Verfahren zuzunehmen droht, schon allein 

durch die zu erwartenden Verfahren mit Auslandsbezug. „Mit den schon heute zu knap-

pen Ressourcen der Strafjustiz“423 wäre dieser Anstieg nicht zu bewältigen. Ermittlungen 

gegen ein Unternehmen seien gerade nicht deckungsgleich mit Ermittlungen gegen ein-

zelne Beschuldigte, denn sie „haben eine andere Zielrichtung und erfordern teilweise 

andere Beweismittel“424. Und auch bei einer Einstellung aus Opportunitätsgründen muss 

zunächst ein gewisser Ermittlungsaufwand betrieben werden. Es bräuchte daher insge-

samt „mehr Personal […] und eine weitergehende Spezialisierung“ 425 im Bereich der 

Datenauswertung und Wirtschaftskriminalität – sonst drohe eine Aufweichung des ange-

strebten Legalitätsprinzips. 

In seiner Stellungnahme aus dem Januar 2020, die aufgrund der „grundsätzlichen Be-

deutung“426 des Entwurfs erfolgt, bezeichnet der Deutsche Anwaltverein das Verbands-

sanktionengesetz angesichts des geplanten Legalitätsprinzips als „klandestines Unter-

nehmensstrafrecht“427. Zum Schutz vor Friktionen hinsichtlich des Schuldprinzips werde 

durch die Vermeidung des Wortes Strafe „die terminologische Karte gezückt“428. Die 

 
417 Rübenstahl, ZWH 2019, S. 240. 
418 Ebd., S. 243. 
419 Ebd. 
420 Ebd., S. 233. 
421 Vgl. Rebehn, DRiZ 2020, S. 6. 
422 Ebd., S. 7. 
423 Ebd. 
424 Ebd. 
425 Ebd.  
426 DAV, Stgn. 7/2020, S. 7. 
427 Ebd., S. 5. 
428 Ebd., S. 7. 
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Bemessung der Sanktionshöhe nach dem Umsatz und der somit hohe Sanktionsdruck 

sprengten „die Grenzen der Angemessenheit“429, zumal die Anknüpfung an den Gewinn 

„sachgerechter“430 sei. Sehr kritisch werden auch hier die Trennung von Verteidigung 

und Untersuchungsleitung sowie die Beschränkung von Beschlagnahmeverboten gese-

hen.431 Der Münchner Entwurf von Saliger/Tsambikakis, der am 5. September 2019 ver-

öffentlicht wurde, kann durch die Herausstellung von Unterschieden zum Referentenent-

wurf ebenfalls als kritische Position zu diesem verstanden werden – eine eigenständige 

gesetzliche Grundlage der Sanktionierung von Unternehmen halten die Autoren aller-

dings offensichtlich für ebenso notwendig wie der Gesetzgeber. Der Münchner Entwurf 

möchte jedoch mittelständischen Unternehmen „durch Herausnahme kleiner Verbände 

vom Anwendungsbereich“ 432 schützen und betont die Bedeutung der Verhältnismäßig-

keit von Sanktionen, wofür eine „Ausrichtung […] am Tagessatzsystem mit Höchstgren-

zen“433 vorgeschlagen wird. Die Autoren wenden sich außerdem gegen die Eintragung 

in ein Verbandssanktionenregister. 

5.3 Herausforderungen 

Die öffentliche ebenso wie die fachliche Diskussion über den Referentenentwurf ist we-

sentlich, um seine Stärken und Schwächen zu verdeutlichen. Durch diesen Prozess 

kann sich die Ausgestaltung des Entwurfs, der seinerseits ein Ergebnis früherer Beiträge 

und Entwürfe ist, konstruktiv weiterentwickeln. Normen erreichen eine höhere Akzep-

tanz, wenn sie als gerecht empfunden werden. Die Auswertung der Reaktionen ist auch 

unter diesem Gesichtspunkt eine Chance für den Gesetzgeber, sich noch einmal intensiv 

mit den Zielen der Neuregelung und ihren Inhalten auseinanderzusetzen.  

Bereits die Entwicklung der letzten Jahre zeigt, dass Unternehmen zunehmend Compli-

ance-Strukturen integrieren, auch weil das Sanktionsrisiko durch Gesetzesänderungen 

bereits gestiegen ist. Ermittlungen bedeuten negative Presse, aber auch Verhaltensun-

sicherheiten und möglicherweise eine „sinkende Risiko- und Innovationsbereitschaft“434, 

die volkswirtschaftliche Auswirkungen haben kann. Compliance-Systeme sollen dabei 

helfen, Straftaten und Ordnungswidrigkeiten in Unternehmen zu verhindern. In Zukunft 

werden sie nach allgemeiner Erwartung weiter an Bedeutung gewinnen. Das Verbands-

sanktionengesetz sieht vor, dass das CMS Art und Höhe der Sanktion beeinflussen soll. 

Unternehmen werden also ihre bereits vorhandenen Compliance-Strukturen und inter-

nen Abläufe prüfen und gegebenenfalls erweitern müssen. Da das Gesetz erst nach 

 
429 DAV, Stgn. 7/2020, S. 5. 
430 Ebd., S. 15. 
431 Vgl. ebd., S. 19 ff. 
432 Vgl. Saliger/Tsambikakis/Mückenberger/Huber, Münchner Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes, 
2019, Vorwort, S. 5. 
433 Vgl. ebd. 
434 Eidam/Eidam Kap. 12 Rn. 1. 
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einer Übergangsphase von zwei Jahren nach der Verkündung in Kraft treten soll435, 

bleibt den Unternehmen zwar ausreichend Zeit, sich auf die Neuerungen vorzubereiten. 

Hier wird aber vor allem für kleine und mittelgroße Unternehmen Mehraufwand befürch-

tet, da große Unternehmen ohnehin bereits häufig Compliance-Strukturen eingerichtet 

haben. Das Gesetz betrifft eben nicht nur international agierende Konzerne, sondern 

ebenso den „Friseursalon um die Ecke“436. Auch die beabsichtigte Trennung von Unter-

nehmensverteidigung und Leitung der internen Untersuchung könnte vor allem den Mit-

telstand benachteiligen, da sie häufig eine Hauskanzlei für die „gesamte rechtliche Be-

treuung“437 haben. Die Regelung mag Interessenkonflikten vorbeugen. Aber: „Günstig 

ist es nicht“438, wie es die Legal Tribune Online ausdrückt. 

Herausforderungen bestehen aber nicht nur für Unternehmen, sondern auch für die Jus-

tiz, die vor Überlastung warnt. Mit dem Legalitätsprinzip verbindet sich allerdings die 

Hoffnung auf ein gleichmäßigeres Durchgreifen.439 In Zusammenhang mit der geplanten 

Neuregelung wird schließlich auch die deutsche Umsetzung der sog. „Whistleblower-

Richtlinie“ 440 zum Schutz von Hinweisgebern und dem Aufbau von Hinweissystemen 

interessant, die eine „signifikant straftatwahrscheinlichkeitssenkende Wirkung“441 haben 

und Bestandteil eines CMS sein können.  

6 Zusammenfassung und Ausblick 

Wirtschaftskriminalität und Wirtschaftsdelinquenz sind komplexe Phänomene, die sich 

begrifflich wie empirisch nur schwer fassen lassen. Gleichwohl besteht ein hohes medi-

ales Interesse daran. Man kann von einer „Schieflage im Bild der deutschen Unterneh-

menskultur in der Öffentlichkeit“442 sprechen, einem schlechten Image der Top-Manager. 

Verstärkt wird gegen Unternehmen mit den Mitteln, die insbesondere das Ordnungswid-

rigkeitenrecht bereitstellt, vorgegangen, doch die Anwendungspraxis bleibt uneinheitlich. 

In den Augen der Öffentlichkeit enden Verfahren häufig mit zu milden Sanktionen. Auch 

unter Juristen besteht seit Jahrzehnten eine Kontroverse über Schwächen des beste-

henden Instrumentariums und mögliche weitere Verschärfungen der Regelungen, wie 

sie etwa mit der 8. GWB-Novelle bereits realisiert wurden. Im Zentrum steht die Frage, 

ob ein Unternehmensstrafrecht in Deutschland geschaffen werden sollte – und ob es 

angesichts der dogmatischen Hürden, die vor allem das Schuldprinzip stellt, geschaffen 

 
435 RefE, Art. 15, S. 49. 
436 Gercke/Grözinger, LTO 2019. 
437 Jan-Marco Luczak, zitiert nach Anger, Handelsblatt 2020b. 
438 Gercke/Grözinger, LTO 2019. 
439 Wohlers, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 251. 
440 Die EU-Richtlinie 2019/1937 ist bis um 17.12.2021 in nationales Recht umzusetzen, Art. 26 Abs. 1 RL 
(EU) 2019/1937. 
441 Bock, Criminal Compliance, 2011, S. 790. 
442 Eidam/Eidam Kap. 15 Rn. 2. 



 51 

werden könnte. Europäische und internationale Entwicklungen, aber auch das hohe In-

formationsinteresse der Bevölkerung trugen dazu bei, auch politische Forderungen vo-

ranzutreiben und hatten so letztlich Einfluss auf die Entstehung des aktuellen Referen-

tenentwurfs. Viele der diskutierten Sanktionen sind bereits existent. Ob diese Maßnah-

men „den für die Gefahrenabwehr zuständigen […] Behörden vorbehalten bleiben soll-

ten“443, ist streitig. Letztlich wird die gesetzgeberische Entscheidung maßgeblich sein. 

Der Referentenentwurf des BMJV möchte Anreize für den Ausbau von CMS setzen. Man 

kann allerdings davon ausgehen, dass insbesondere große Unternehmen sich bereits 

durch die Entwicklung der letzten Jahrzehnte auf die Möglichkeiten, zur Verantwortung 

gezogen zu werden, eingestellt haben. Compliance gewinnt seit Jahren an Beachtung 

und kann ein wirksames Instrument der Selbststeuerung von Unternehmen sein, muss 

dafür aber mehr sein als das nur scheinbare Ergreifen von Maßnahmen, um gegenüber 

der Staatsanwaltschaft guten Willen zu bezeugen. Strafverteidiger, Unternehmensjuris-

ten und Wirtschaftsberatungsgesellschaften dürften an einer Zunahme von Compliance-

Strukturen grundsätzlich ein hohes Interesse haben. Was von den Autoren des Kölner 

Entwurfs bereits vor Veröffentlichung des Referentenentwurfs betont wurde, gilt weiter-

hin: Es ist „klar, dass ein reines ‚window dressing‘ mit einem feigenblatthaft vorgescho-

benen Compliance-Management-System nicht ausreicht.“444 Was ein gutes CMS ist, und 

wie gerade kleine und mittelgroße Unternehmen dies zumutbar umsetzen können, steht 

auf einem anderen Blatt. Je wichtiger Compliance im Unternehmensalltag wird, desto 

größere Bedeutung kommt auch der Präzisierung dieser Fragen zu. Die Sicht und die 

Belange der Unternehmen müssen berücksichtigt werden. Derzeit kann nicht davon aus-

gegangen werden, dass in der Justiz ausreichend Kompetenz im Hinblick auf die „Kennt-

nis der unternehmensinternen Abläufe und Strukturen, von Umsätzen und Erträgen so-

wie von […] Compliance-Maßnahmen“445 vorhanden ist. Es kann bei Compliance nur um 

„zumutbare Gefahrenminimierung“446 gehen, nicht um Vermeidung jeglicher Risiken, 

denn das Eingehen von Risiken ist unverzichtbarer Bestandteil wirtschaftlichen Han-

delns – bei allen Regulierungsbestrebungen muss ein Bereich erlaubten Risikos belas-

sen werden, um Unternehmen handlungsfähig zu erhalten, um Fortschritte und Gewinne 

zu ermöglichen. Hier stellen sich Fragen, die nicht ohne ökonomischen Sachverstand zu 

beantworten sein werden – was ist „zur Erreichung eines sozial wertvollen Effekts“447 

sinnvoll, was notwendig? Ist die im Verbandssanktionengesetz angedachte Milderung 

auch bei verantwortungsvoller Prävention von höchstens 50 Prozent zu niedrig? Welche 

 
443 Wohlers, in: Kempf/Lüderssen/Volk, Unternehmensstrafrecht, 2012, S. 251. 
444 Jahn/Schmitt-Leonardy/Schoop, ICC 2018/19, S. 40. 
445 Henssler/Hoven/Kubiciel/Weigend: Kölner Entwurf eines Verbandssanktionengesetzes, 2017, S. 26. 
446 Bock, Criminal Compliance, 2011, S. 765. 
447 Ebd. 
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zusätzlichen Ressourcen benötigt die Justiz, um die zu erwartende Zunahme von Ver-

fahren zu bewältigen? 

Der Referentenentwurf beinhaltet insgesamt weitreichende Neuregelungen wie die Ein-

führung des Legalitätsprinzips bei Verbandssanktionen und Regelungen über verbands-

interne Untersuchungen, die zu teils heftiger Kritik, aber auch zu Zustimmung führten. In 

der Auswertung der Reformdebatte bis hin zu den aktuellen Reaktionen zeigte sich eine 

überwiegende Zustimmung zu Veränderungen der Rechtslage. Die Vorstellungen dar-

über divergieren allerdings. Das Verbandssanktionengesetz in seiner Entwurfsfassung 

reagiert auf den Zeitgeist, versucht aber gleichzeitig, etablierte Kategorien des Straf- und 

Ordnungswidrigkeitenrechts nicht zu überdehnen. Der Entwurf dürfte in der Tat ein rich-

tiger Schritt dafür sein, bestehende Lücken und Uneinheitlichkeiten zu reduzieren. Den-

noch wird dem Entwurf teilweise unterstellt, quasi Strafrecht zu schaffen, das nicht so 

heißen möchte, aber so wirken soll448, und dieser Eindruck scheint nicht unberechtigt.  

Nach einer langwierigen Ressortabstimmung gab es erst am 6. März 2020 „grünes 

Licht“449 für das Gesetz. Vertreter der SPD und der CDU/CSU verständigten sich auf 

Änderungen des Entwurfs – so soll die umstrittene Verbandsauflösung entfallen. Außer-

dem werden die Regelungen zu verbandsinternen Ermittlungen noch angepasst.450 In 

seinen wesentlichen Grundzügen soll der Entwurf aber erhalten bleiben. Der kontroverse 

Punkt der funktionalen Trennung von Strafverteidigung und Leitung der internen Unter-

suchung ist allerdings weiterhin offen und „soll im parlamentarischen Verfahren berück-

sichtigt werden.“451 Die Verbändeanhörung wird für die Verständigung darüber abgewar-

tet. Der Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion Johannes Fechner drückte die Hoffnung 

aus, dass das Gesetz, dessen Name möglicherweise noch geändert wird, „noch vor der 

Sommerpause durch das parlamentarische Verfahren gebracht werden“452 könnte. Das 

Gesetz hat mit der Einigung eine wichtige politische Hürde genommen; es bleibt nun 

abzuwarten, wann und mit welchen weiteren Nachbesserungen es verabschiedet wer-

den kann.

 
448 So fragt Sehl: „Ein Strafgesetz, das nicht strafen will?“, Sehl, LTO 2019, vgl. auch 5.2. 
449 Anger, Handelsblatt 2020a. 
450 Vgl. ebd. 
451 Anger, Handelsblatt 2020b. 
452 Anger, Handelsblatt 2020a. 
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Kernsätze 

1. Unternehmensdelinquenz ist ein Phänomen, das durch begriffliche Unschärfe, eine 

uneinheitliche Rechtsanwendung und hohes Schadenspotential gekennzeichnet ist. 

Empirische Studien erfassen Unternehmensdelinquenz nicht in ihrer Gesamtheit. 

2. Bestehende Regelungen des Ordnungswidrigkeitenrechts im Verbund mit flankie-

renden Normen bieten bereits heute die Möglichkeit, Unternehmen spürbar zu sank-

tionieren. 

3. Das bestehende System weist Schwächen auf, die mit voranschreitender Zeit und 

unter dem Eindruck der Fortentwicklung des europäischen und internationalen 

Rechts offenkundiger wurden. 

4. Das bestehende System bedarf nach überwiegender Auffassung der Korrektur.  

5. Über die Form diese Korrekturen konnte trotz jahrzehntelanger Debatte keine Einig-

keit erzielt werden. Dem intensiv diskutierten Unternehmensstrafrecht stehen ge-

wichtige Argumente entgegen, die sich im Kern auf Zweifel an der Handlungs-, 

Schuld- und Straffähigkeit von Unternehmen beziehen. 

6. Der vom BMJV im August 2019 vorgelegte Referentenentwurf stellt den bisher ernst-

haftesten Versuch dar, die Sanktionierung von Unternehmen zu reformieren. Er stellt 

mit dem Verbandssanktionengesetz umfangreiche Veränderungen vor, darunter das 

Legalitätsprinzip für Verbandssanktionen, einen umsatzbezogenen Sanktionsrah-

men für umsatzstarke Unternehmen, Regelungen für verbandsinterne Untersuchun-

gen und die Berücksichtigung von Compliance-Maßnahmen. 

7. Der Entwurf wird von Juristen ebenso wie von verschiedenen Interessengruppen de-

tailliert besprochen und ist teilweise fundamentaler Kritik ausgesetzt. Es herrscht 

dennoch die Erwartung, dass der Referentenentwurf im Wesentlichen umgesetzt 

werden wird. Dafür spricht auch die im März 2020 nach Anpassung einiger beson-

ders kritischer Punkte erfolgte Einigung von SPD und CDU/CSU.  
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